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Abkiirzungsverzeichnis

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement
VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

OSZE Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

NDG Nachrichtendienstgesetz

AUNS Aktion flr eine unabhéngige und neutrale Schweiz

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

SNB Schweizerische Nationalbank

BAKOM Bundesamt fir Kommunikation

EU Europaische Union

v Invalidenversicherung

EU-8 Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische
Republik, Ungarn

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten

EKF Eidgendssische Kommission flr Frauenfragen

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs

EDA Eidgendssisches Departement fir auswértige Angelegenheiten

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

NATO North Atlantic Treaty Organization

FABI Finanzierung und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur

RPG Raumplanungsgesetz

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SBV Schweizerischer Bauernverband

MINT Facher und Berufe aus den Bereichen Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik.

EKR Eidgendssische Kommission gegen Rassismus

FER Fédération des Entreprises Romandes

KESB Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde

NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Pravention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

Fedpol Bundesamt fur Polizei

SKG Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

DFF Département fédéral des finances

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

LRens Loi sur le renseignement

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

BNS Banque nationale suisse
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Office fédéral de la communication
Union européenne
Assurance-invalidité

Estonie, Lettonie, Lituanie, Pologne, Slovaquie, Slovénie, République
tcheque, Hongrie

Foreign Account Tax Compliance Act
Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation
Délégation des Commissions de gestion

Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

Conference des commandants des polices cantonales
Commission fédérale pour les questions féminines
Fédération des médecins suisses

Union syndicale suisse

Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et
télécommunication

Département fédéral des affaires étrangéres

Union suisse des arts et métiers

L'Organisation du traité de I'Atlantique nord

Financement et aménagement de I'infrastructure ferroviaire
Loi sur I'aménagement du territoire

Fédération des Eglises protestantes de Suisse

Groupe pour une Suisse sans Armée

Union Suisse des Paysans

Branches et métiers des domaines Mathématiques, Informatique,
sciences Naturelles et Informatique

Commission fédérale contre le racisme
Fédération des Entreprises Romandes

Autorité de protection de I'enfant et de I'adulte
Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fédération sportive suisse de tir

Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés
Office fédéral de la police

Conférence suisse des délégué-e-s a I'égalité

Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

Cour de justice de I"'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



ANDERES
DATUM: 31.12.2012
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

Was pragte 2012 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschéfte im
Parlament2 Und was hat die politisch interessierte Offentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2012 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschaften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
francaise de cet article.

Das politische Jahr 2012 war gepragt von harter werdenden aussenpolitischen
Auseinandersetzungen. Eigentlich hatte sich die Schweiz in einer guten
Ausgangsposition befunden: Sie blieb auch 2012 von den wirtschaftlichen Verwerfungen
im EU-Raum weitgehend verschont, was sich etwa im Staatsrechnungsiberschuss von
CHF 1.3 Mia., im widerstandsfahigen Arbeitsmarkt mit tiefen Arbeitslosenquoten oder
im zwar geringen, aber im europédischen Vergleich Uberdurchschnittlichen
Wirtschaftswachstum  zeigt. Auch der dank Devisenmarktinterventionen der
Schweizerischen Nationalbank bei einer Untergrenze von CHF 1.20 gehaltene Euro-
Wechselkurs zeugt von der wirtschaftlichen Starke der Eidgenossenschaft. Dennoch
wurde der Schweiz im Berichtjahr ihre aussenpolitisch schwache Position vor Augen
gefuhrt. Davon zeugen etwa die Umsetzung des FATCA-Abkommens mit den USA, die
das Bankgeheimnis weiter aufweicht, die nur sehr schleppenden Verhandlungen mit
den Vereinigten Staaten im Steuerstreit, oder auch die gescheiterten Abkommen mit
Deutschland zu den Abgeltungssteuern und zum Fluglarm. Ein rauer aussenpolitischer
Wind wehte der Schweiz auch in den nach wie vor durch institutionelle Fragen
blockierten Verhandlungen mit der EU ins Gesicht. Das Anrufen der Ventilklausel
gegenulber acht osteuropaischen EU-Staaten durch den Bundesrat im April war, obwohl
lediglich symbolische Wirkung entfaltend, einer Entspannung der Situation auch nicht
eben dienlich. Fur das Anfang Berichtjahr von Bundesrat Didier Burkhalter
Ubernommene EDA dirften schwierige Zeiten bevorstehen. Die Schweizer Blrgerinnen
und Bulrger sprachen allerdings ihr Vertrauen in die Aussenpolitik des Bundes aus,
indem sie die Auns-Initiative «Staatsvertrage vors Volk>» deutlich verwarfen.

Fur einigen von medialer Aufmerksamkeit begleiteten Wirbel sorgte im Berichtjahr auch
der noch 2011 gefallte Entscheid des Bundesrates, 22 Kampfflugzeuge des
schwedischen Typs Gripen anzuschaffen. Negative Evaluationsberichte, ein
Untersuchungsbericht der Sicherheitspolitischen Kommission, der den Kauf als riskant
bezeichnete, eine Uberaus kritische Haltung auch der blrgerlichen Parteien und in
Umfragen sich abzeichnende Bedenken in der Bevdlkerung fuhrten zu einem
eigentlichen Tauziehen. Dem Bundesrat, der Mitte November in seiner Botschaft CHF
3.126 Mia. fur den Kauf beantragte, gelang dabei im Berichtjahr kein Befreiungsschlag.

Wichtige Pflocke wurden 2012 in der Agrarpolitik und bei der Raumplanung
eingeschlagen. Die Rate beugten sich Uber die Agrarpolitik 2014 bis 2017, die eine
nachhaltigere und wirtschaftlich leistungsféahigere Landwirtschaft zum Ziel hat. Die
umstrittene Revision der Direktzahlungen stiess in beiden Kammern auf Unterstitzung.
Die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG), die als indirekter Gegenvorschlag fir
die Landschaftsinitiative ausgearbeitet worden war, konnte nach einigem Hin und Her
im Berichtjahr unter Dach und Fach gebracht werden. Heftig umstritten war dabei die
Ruckzonungspflicht bei Uberdimensionierten Bauzonen. Dieser Punkt war nicht nur
Ausloser fur ein durch den Gewerbeverband (SGV) lanciertes, erfolgreich zustande
gekommenes Referendum, sondern auch fir einen CVP-internen Streit. Da die
Ruckzonungspflicht vor allem im Kanton Wallis eine grosse Reduktion von Bauzonen
nach sich ziehen wirde, drohte die CVP-Sektion Wallis mit einem Austritt aus der
Mutterpartei, weil sich diese im Parlament auf die Seite der Beflirworter gestellt hatte.
Die Abstimmung Uber das RPG wurde auf Frihjahr 2013 angesetzt. Mit der
Uberraschenden Annahme der Zweitwohnungsinitiative und der Ablehnung von drei
Initiativen zur Wohneigentumsférderung mischte auch die Schweizer Bevdélkerung
direkt an der Raumpolitik mit. Wahrend die Idee des Bausparens flr die nadchsten Jahre
vom Tisch ist, durfte die Zweitwohnungsinitiative die Gemduter noch langere Zeit
bewegen. Das mit einer knappen Mehrheit (50.6 % Ja-Stimmenanteil) angenommene
Begehren will den Anteil an Zweitwohnungen in einer Gemeinde auf 20 Prozent
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beschranken. Nach der Annahme der Volksinitiative wurde um ihre Umsetzung
gerungen. Insbesondere die betroffenen Tourismusregionen versuchten Einfluss auf die
geplante Ubergangsverordnung zu nehmen, was wiederum die Initianten von «Helvetia
Nostra» zu juristischen Schritten verleitete.

Im Berichtsjahr legte der Bundesrat die Energiestrategie 2050 vor, mit der er den
historischen Entscheid aus dem Vorjahr bekraftigt, klinftig auf Atomstrom verzichten zu
wollen. Ein erstes Massnahmenpaket fir den schrittweisen Umbau der
Energieversorgung wurde im Herbst 2012 in die Vernehmlassung geschickt. Die im
Berichtjahr eingereichten Initiativen der GLP, die eine 0©kologische Steuerreform
fordert und der GP, die einen frlheren Ausstieg aus der atombasierten
Energieversorgung fordert, sorgen daflr, dass die Energiepolitik fir langere Zeit wichtig
bleiben wird. Mit der Unterzeichnung eines Zusatzprotokolls mit der Stiftung
Klimarappen strebte die Regierung zudem das im Kyoto-Protokoll vereinbarte CO2-
Reduktionsziel an, dessen Erreichung mit den bisherigen Massnahmen noch in weiter
Ferne lag.

Wenig Einigkeit gab es 2012 in der Gesundheitspolitik. Die Rate zerzausten im
Berichtjahr die 6. IV-Revision, die Stimmbdirgerinnen und Stimmblurger verwarfen die
Managed Care Vorlage, die in den Raten noch auf Zustimmung gestossen war, deutlich
und die Kammern konnten sich nicht Uber das Bundesgesetz lUber Pravention und
Gesundheitsforderung einigen, das letztlich am Widerstand des Standerates
scheiterte.

Das anhaltende Wachstum der Bevolkerung - die stéandige Wohnbevodlkerung
Uberschritt im August 2012 die 8-Millionen-Grenze - hatte nicht zuletzt auch
Auswirkungen auf die Verkehrspolitik. Im Berichtjahr zeigte sich der Stéanderat bei der
Beratung zur Finanzierung und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI) von seiner
spendablen Seite. Er nahm teilweise aus taktischen Grinden derart viele zusatzliche
Ausbauprojekte auf, dass das Investitionsvolumen mit CHF 6.4 Mia.fast doppelt so hoch
ausfiel, wie von der Regierung vorgesehen (CHF 3.5 Mia.). Gleichzeitig sprach sich die
kleine Kammer flir eine Erhéhung des Preises der Autobahnvignette zwecks
Finanzierung des Strassenverkehrs auf CHF 100 aus. Beides wird 2013 in der grossen
Kammer fur Gesprachsstoff sorgen. Ebenfalls fur viel mediales Echo sorgte der
Entscheid des Bundesrates, zwecks Sanierung des Gotthard-Strassentunnels eine
zweite Rohre bauen zu wollen. Eine solche habe finanzielle Vorteile und mit der
Beschrénkung auf jeweils eine Fahrspur im neuen und im sanierten Tunnel werde der
Alpenschutzartikel eingehalten. Wahrend burgerliche Parteien, Wirtschaftsverbande
und der Kanton Tessin den Entscheid begrissten, wurde er von Links-Grin und dem
Kanton Uri heftig kritisiert.

Wachsendes Interesse wurde 2012 der Familienpolitik zuteil. Die Rate sprachen sich fur
eine Verankerung eines Familienartikels in der Verfassung aus, der eine bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf anstrebt. Das obligatorische Referendum wurde
fur 2013 angesetzt. In seiner Botschaft stellte sich der Bundesrat gegen die
Familieninitiative der SVP, die einen Steuerabzug fir die Selbstbetreuung von Kindern
verlangt. Im Dezember kamen zudem zwei Initiativen der CVP zu Stande, die beide
steuerliche Erleichterungen fur Familien bzw. Ehepaare verlangen.

Es dirfte der medialen Logik der Bewirtschaftung maoglichst publikumswirksamer
politischer Ereignisse geschuldet sein, dass von der Schweizerischen Politik im Jahr
2012 auch skandalumwitterte Schicksale politisch exponierter Personen haften bleiben.
Freilich hatten sowohl der Fall «Hildebrand>» als auch der Fall «Zuppiger» ihren
Ursprung bereits im Vorjahr, politische Wirkung entfalteten sie aber im Berichtjahr.
Nationalbankchef Philipp Hildebrand trat aufgrund des Vorwurfs, die Einflhrung der
Frankenkursuntergrenze zur persdnlichen finanziellen Bereicherung genutzt zu haben,
von seinem Posten zurlck. Ein Nachspiel sollte dies fur Christoph Blocher haben, der
die Affére ins Rollen gebracht hatte, gegen den ein Strafverfahren eréffnet wurde und
dem die Immunitat entzogen wurde. Bruno Zuppiger, der 2011 als aussichtsreicher
Bundesratskandidat galt, sich dann aber aufgrund eines Verdachts auf Veruntreuung
zurlickziehen musste, trat nach langem Zégern und grossem Druck seiner Partei erst zu
Beginn der Herbstsession auch als Nationalrat zurlick. Ein handfester Skandal in der
Bundesverwaltung wird 2012 unter dem Stichwort «Insieme> in Erinnerung bleiben. Die
Kosten eines seit 2001 beschlossenen Informatikprojektes unter diesem Namen liefen
derart aus dem Ruder, dass es mit einem Verlust von rund CHF 105 Mio. aufgegeben
wurde. Eine Administrativuntersuchung brachte auch mehrere Ungereimtheiten bei der
Vergabe von Teilprojekten zutage.
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Bei den kantonalen Wahlen schnitten die Parteien unterschiedlich ab. Die GLP und die
BDP, bei der mit Martin Landolt ein neuer Prasident an die Spitze gewahlt wurde,
konnten zulegen. Die FDP, die neu von Philipp Muller prasidiert wird und bei der der
Fusionsprozess mit der Liberalen Partei 2012 abgeschlossen wurde, konnte ihre
Besitzstande Uberraschend gut wahren. Der negative Trend fur die CVP, die ihr 100-
jahriges Bestehen feierte, setzte sich hingegen fort. Auch die Griinen, die neu von einer
Doppelspitze bestehend aus Adéle Thorens und Regula Rytz geleitet werden, mussten
herbe Verluste hinnehmen. Die SP ihrerseits konnte etwas zulegen. Fir Schlagzeilen
sorgte Links-Grun, weil sowohl die SP als auch die GP Spendenangebote von
Grossbanken ablehnten. Was die SVP betrifft, setzte sich der negative Trend der
eidgendssischen Wahlen 2011 zumindest anfangs 2012 fort, was zu einiger, letztlich aber
kaum umgesetzter Kritik an der Parteispitze fihrte. Dass die Volkspartei ihr Kernthema
Asylpolitik nach wie vor erfolgreich besetzt, zeigte sich bei der Verschérfung des
Asylgesetzes das nicht nur bei der SVP, sondern auch bei der FDP und der CVP auf
Unterstltzung stiess. Sogar die SP verzichtete auf ein Referendum gegen die Vorlage,
welches  schliesslich  u.a. von den Jungen Grlinen ergriffen  wurde.
Auflésungserscheinungen zeigten im Berichtjahr die Schweizer Demokraten, die nach
der Abwahl im Kanton Aargau in keinem kantonalen Parlament mehr vertreten waren.

Die Strategie, direktdemokratische Instrumente flr Eigenwerbung zu nutzen, stiess bei
den Parteien immer mehr auf Anklang. Dies zeigt sich nicht zuletzt am Umstand, dass im
Jahr 2012 elf neue Initiativen lanciert und zehn eingereicht wurden (total befanden sich
im Berichtjahr 20 Begehren im Sammelstadium) und Uber sieben Volksbegehren (und
zwei Gegenvorschlage) abgestimmt wurde. Freilich ist das Sammeln von Unterschriften
kein einfaches Unterfangen. So mussten etwa die CVP wie auch die GLP lange zittern,
bis sie ihre Begehren einreichen konnten. Die FDP - bisher ebenfalls nicht erprobt im
Umgang mit Unterschriftensammlungen - scheiterte mit ihrer Biirokratieinitiative gar
am Unterschriftenquorum. Die erfolgreiche Qualifizierung von Verfassungsinitiativen
stellt lediglich die erste Hirde dar. Der Weg bis hin zum Urnengang kann mitunter ein
sehr langer sein, wie die Abzockerinitiative erfahren musste: Bereits 2008 eingereicht,
handelten die Rate erst im Berichtjahr nach einer eigentlichen Odysee und zahlreichen
Fristverlangerungen einen indirekten Gegenvorschlag aus. Dass das Parlament zuweilen
auch effizienter arbeiten kann, zeigt das Beispiel der SP-Initiative fur eine
Einheitskrankenkasse. Damit die Sozialdemokraten nicht im Wahljahr 2015 aus der
Initiative Profit ziehen kdnnen, wurden mehrere Vorstosse eingereicht, die verlangen,
dass der Bundesrat auf die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags verzichtet. Erfolgreich
kénnen Begehren durchaus schon aufgrund der Parlamentsdebatte sein, wenn etwa
mogliche alternative und abgeschwéchte Lésungen in indirekte oder direkte
Gegenvorschlage fliessen - im Berichtjahr wurde etwa Uber die Jugendmusikférderung
oder die Regelung der Geldspiele abgestimmt, beides Entwirfe des Parlaments, die auf
zurtickgezogene Initiativen beruhen. Selten, in den letzten Jahren jedoch zunehmend,
erreichen Initiativen ihr eigentliches Ziel: Die Unterstttzung von Volk und Standen - seit
1871 wurden 19 Begehren, seit 1990 mehr als die Halfte davon (elf) angenommen. Dieses
Kunststlick schaffte im Berichtjahr die Zweitwohnungsinitiative. Freilich bedeutet die
Annahme an der Urne noch nicht automatisch, dass eine Initiative ihre geplante
Wirkung entfaltet. Ein Volksbegehren zielt grundsatzlich auf eine Anderung der
Verfassung und die spezifischen Ausfuhrungsbestimmungen auf Gesetzesstufe
unterliegen Bundesrat und Parlament. Die Umsetzung erweist sich mitunter dann als
problematisch, wenn die Initiative gegen Grundrechte, Verfassungsgrundsatze oder
internationale Abkommen verstdsst. Mogliche Losungen fur dieses Problem wurden
auch im Berichtsjahr virulent diskutiert, die Einfahrung einer
Verfassungsgerichtsbarkeit wurde in den Raten hingegen erneut abgelehnt. Ob die
Umsetzungsschwierigkeiten dazu fluhren, dass Initianten ihren Initiativtext verbindlicher
formulieren und ob auf eine buchstabengetreue Umsetzung abzielende Begehren wie
etwa die Durchsetzungsinitiative der SVP das semidirekte demokratische System mit
seiner Gewaltenbalance zwischen Stimmburgerschaft und politischen Behérden
aushoéhlen, bleibt abzuwarten.

Politische Grundfragen:

- Der Vorschlag fur die Einflhrung einer Verfassungsgerichtsbarkeit scheiterte nach
langer Diskussion.

- Zwei Vorstosse fordern auch fir Parteianlasse einen freien Zugang zum RUtli.

- Die UNO stellte der Schweiz ein gutes Zeugnis hinsichtlich Respektierung der
Menschenrechte aus, empfahl aber, Initiativen vorgangig auf ihre Kompatibilitat mit den
Grundrechten zu prufen.

- Das Vertrauen der Bevolkerung in die politischen Institutionen ist nach wie vor hoch.
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- Das Projekt Expo Bodensee-Ostschweiz 2027 konkretisierte sich weiter.

Rechtsordnung:

- Der Bundesrat unterzeichnete ein Abkommen Uber den Austausch vom Polizeidaten
mit den USA.

- Das Bundesgericht hiess die Beschwerde von Google Streetview teilweise gut.

- Der Bundesrat stellte die Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken vor.

- Das Bundesgericht hiess den Deal in Causa Tinner gut.

- In Bern haben 10°000 Jugendliche gegen die Tragheit des Berner Nachtlebens
demonstriert.

- Das Parlament beschloss die Wiedereinfihrung der verdeckten Ermittlungen.

- Cannabiskonsum wird kinftig mit einer Busse von CHF 100 bestraft.

- Das Parlament verabschiedete ein Bundesgesetz betreffend die Unverjahrbarkeit
pornographischer Straftaten an Kinder.

- Der Bundesrat prasentierte einen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Padophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten durfen».

- Die SVP lancierte eine Volksinitiative zur Durchsetzung der Ausschaffung krimineller
Ausléander.

- Die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren verabschiedete eine
Verscharfung des Hooligan-Konkordats.

- Das Parlament beschloss ein Bundesgesetz Uber die Massnahmen gegen
Zwangsheiraten.

Institutionen und Volksrechte:

- Bundesrat und Parlament empfahlen die Initiative zur Volkswahl des Bundesrates zur
Ablehnung.

- Die Staatsleitungsreform verkam zur Minireform.

- Das Informatikprojekt «Insieme» im EFD lief aus dem Ruder und musste abgebrochen
werden; CHF 105 Mio. wurden in den Sand gesetzt.

- Die Réte hiessen die Revision des Bundespersonalgesetzes gut.

- Maya Graf war 2012 die erste griine Nationalratsprasidentin.

- Per Videoerfassung nachgewiesene Zahlfehler zwangen den Stadnderat, auf einen
Vorstoss zur Einflhrung einer elektronischen Zahlanlage zurtickzukommen.

- Die Akkreditierung von Lobbyisten war Gegenstand mehrerer Ratsdebatten.

- Mit der Zweitwohnungsinitiative wurde das neunzehnte Volksbegehren seit 1891
angenommen.

Foderativer Aufbau:

- Einige Kantone versuchten mit der Schaffung von Lobbyingstellen mehr Einfluss auf
die nationale Politik zu nehmen.

- Der Standerat gewahrleistete die neue Schwyzer Verfassung nur knapp. Das neue
Proporzwahlsystem bleibt héchst umstritten.

- Die im Juli prasentierten Zahlen zum  Finanzausgleich  evozierten
Auseinandersetzungen zwischen den Kantonen und eine Diskussion um die Grenzen
interkantonaler Solidaritat.

- In den beiden Basel wurde eine Initiative fir eine Fusion lanciert.

- Die Kantone Bern und Jura unterzeichneten eine Absichtserklarung, deren Ziel eine
Volksabstimmung Uber ein Verfahren fur die Grindung eines neuen Kantons bestehend
aus dem Kanton Jura und dem Berner Jura ist.

Wahlen:

- Bei den Parlamentswahlen in acht Kantonen konnte die neue Mitte (BDP und GLP)
zulegen, wahrend die SVP und die GP teilweise hohe Verluste einfuhren.

- Der negative Trend flur die CVP setzte sich fort; die FDP konnte ihre Besitzstande
wahren und teilweise gar ausbauen.

- Die Schweizer Demokraten waren nach Verlusten im Kanton Aargau in keinem
kantonalen Parlament mehr vertreten.

- Die Angriffe der SVP bei sechs der acht Regierungswahlen scheiterten mit Ausnahme
des Kantons Schwyz, wo die Volkspartei die SP aus der Regierung verdrangte.

- Im Kanton Waadt kam es zum ersten Mal zu einer Frauenmehrheit in einer kantonalen
Regierung.

- Bei den Legislativwahlen gehdrten die Frauen zu den Verliererinnen: in funf der acht
Kantonswahlen und in drei der vier Kommunalwahlen ging der Frauenanteil zurtck.

- Bei den Sténderatsersatzwahlen im Kanton Freiburg verteidigte die SP mit ihrem
Prasidenten Christian Levrat ihren Sitz, der aufgrund der Wahl von Alain Berset in den
Bundesrat frei geworden war.
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Aussenpolitik:

- Bundesrat Didier Burkhalter Ubernahm das Eidgendssische Departement fur
auswértige Angelegenheiten (EDA).

- Das Parlament genehmigte einen Kredit Uber CHF 11.35 Milliarden fur die
internationale Zusammenarbeit 2013-2016.

- Der Bundesrat aktivierte gegen die EU-8-Staaten die Ventilklausel.

- Die bilateralen Verhandlungen mit der EU wurden weiterhin durch institutionelle
Fragen blockiert.

- Der Druck Deutschlands und der USA auf den Schweizer Finanzplatz blieb auch im
Rahmen der Verhandlungen tber Doppelbesteuerungsabkommen hoch.

- Das Stimmvolk lehnte die AUNS-Initiative «Fir die Starkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsvertrége vors Volk!)» ab.

- Die Schweiz bezog Stellung zum Syrien-Konflikt und verhangte Sanktionen Uber das
Land.

- Die Schweiz feierte ihre 10-jahrige Mitgliedschaft in der UNO und wurde vom UNO-
Generalsekretar Ban Ki-Moon besucht.

- Die Schweiz empfing die Friedensnobelpreistragerin Aung San Suu Kyi in Bern und
eroffnete eine Botschaft in Myanmar.

Landesverteidigung:

- In mehreren Vorstdssen wurde der Bundesrat beauftragt, das Nebeneinander von
Rekrutenschule und Studium, beziehungsweise zwischen Arbeitsleben und Armee
besser zu koordinieren.

- Die Schweizerische Botschaft in Tripolis (Libyen) musste durch Armeeangehdrige
geschutzt werden.

- Fir CHF 407 Mio. sollen Armeeimmobilien saniert werden.

- Mit der Umsetzung des Ubereinkommens (iber Streumunition setzte das Parlament
den eingeschlagenen Weg der Friedensforderung fort.

- Mit dem RuUstungsprogramm 2012 beantragte der Bundesrat den Kauf von 22
Kampfflugzeugen des Typs Gripen vom Schwedischen Hersteller Saab. Das Geschaft
Tiger Teilersatz beschéaftigte zahlreiche Akteure und sorgte fur viel Unmut.

- Die Anfang Jahr eingereichte Volksinitiative «Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht>»
wurde vom Nationalrat zur Ablehnung empfohlen.

- Der Bundesrat skizzierte in einem Bericht die Zukunft des Zivilschutzes nach 2015.

Wirtschaftspolitik:

- Das Bruttoinlandprodukt der Schweiz wuchs im Berichtsjahr um ein Prozent.

- Im Rahmen der Swissness-Vorlage waren sich der Nationalrat und der Standerat
uneinig Uber die Kriterien, die einen besseren Schutz der «Marke Schweiz»
ermoglichen sollten.

- Die Stimmbdurgerinnen und Stimmburger stimmten dem Gegenentwurf zur
zurlickgezogenen Volksinitiative «flr Geldspiele im Dienste des Allgemeinwohls» zu.

- Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament eine Botschaft zur Revision des
Kartellgesetzes.

- Das Parlament stellte der Abzocker-Initiative einen indirekten Gegenvorschlag
gegenulber.

Geld, Wahrung und Kredit:

- Die Nationalbank kaufte massiv Wahrungsreserven, um den Mindestkurs gegenlber
dem Euro zu verteidigen.

- Der Prasident der SNB wurde verdachtigt, die EinfUhrung der Kursuntergrenze zur
personlichen finanziellen Bereicherung genutzt zu haben und trat zurtck.

- Das Parlament segnete die Verordnungen zur Grossbankenregulierung («Too-big-to-
fail») ab.

- Im Steuerstreit mit den USA wurden keine Fortschritte erzielt. Das
Abgeltungssteuerabkommen mit Deutschland konnte nicht in Kraft gesetzt werden.

- Mit der Verabschiedung des Steueramtshilfegesetzes und der
Umsetzungsvereinbarung zu FATCA wurde das Bankgeheimnis weiter aufgeweicht.

Landwirtschaft:

- Das Parlament begann im Herbst mit den Beratungen Uber die Agrarpolitik 2014-2017.
- Das Referendum gegen das revidierte Tierseuchengesetz scheiterte an der Urne.

- Die Turbulenzen um den kdirzlich liberalisierten Milchmarkt beschaftigten die
Branchenvertreter und das Parlament.

- Sowohl das revidierte Tierschutzgesetz als auch das Bundesgesetz Uber den Verkehr
mit Tieren und Pflanzen geschutzter Arten wurden vom Parlament angenommen.

- Eine Volksinitiative zum Schutz von Grossraubtieren wie Luchs, Bar und Wolf wurde
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bei der Staatskanzlei eingereicht.

Offentliche Finanzen:

- Das Parlament verscharfte die Bemessungsgrundlagen der Pauschalbesteuerung.

- Der Bundesrat bereitete die Unternehmenssteuerreform Il vor.

- Der Bundesrat legte dem Parlament die Botschaft zum Konsolidierungs- und
Aufgabenutberprifungspaket 2014 vor.

- Die Staatsrechnung 2012 schloss mit einem Uberschuss von CHF 1.3 Mia. weit besser
ab als erwartet.

- Der Voranschlag 2013 budgetierte ein Defizit von CHF 450 Mio.

Energie:

- Der Bundesrat schickte die Energiestrategie 2050 in die Vernehmlassung.

- Die Volksinitiative der Grunliberalen zur Einflihrung einer 6kologischen Steuerreform
kam zu Stande.

- Swissgrid tibernahm das Schweizer Ubertragungsnetz.

- Die Grunen reichten ihre Volksinitiative zum Atomausstieg ein.

- Experten stellten die Unabhéangigkeit der Nuklearaufsicht in Frage.

- Das Bundesverwaltungsgericht befristete den Betrieb des Atomkraftwerks Mihleberg.

Verkehr und Kommunikation:

- Der Standerat hat die FABI-Vorlage beraten und massiv ausgebaut.

- Der Entscheid des Bundesrates, einen zweiten Gotthardstrassentunnel zu bauen, warf
hohe Wellen.

- Nach der Bereinigung der Differenzen wurden das Via-Sicura-Massnahmenpaket und
der letzte Teil der Bahnreform 2 vom Parlament gutgeheissen.

- Der Nationalrat wollte den Preis der Autobahnvignette auf CHF 70 erhdhen, der
Sténderat auf CHF 100.

- Die Lizenzauktion fur die Mobilfunkfrequenzen brachte der Bundeskasse CHF 997
Mio. ein.

- Im Fluglarmstreit zwischen Deutschland und der Schweiz zeichnete sich
Uberraschend eine Losung ab, der ausgehandelte Staatsvertrag liberzeugte jedoch nicht
alle involvierten Parteien und wurde von Deutschland auf Eis gelegt.

Raumplanung und Wohnungswesen:

- Mit dem Raumkonzept Schweiz wurde das erste tripartite Konzept zur Férderung der
nachhaltigen Raumentwicklung verabschiedet.

- Gegen die beschlossene Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, welche der
Landschaftsinitiative als indirekter Gegenvorschlag gegenutbergestellt worden war,
ergriff der Schweizerische Gewerbeverband erfolgreich das Referendum.

- Mit einem hauchdinnen Mehr nahmen Volk und Stédnde die Volksinitiative «Schluss
mit dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen» Uberraschend an. Der Bundesrat
erarbeitete sogleich eine Ubergangsverordnung, welche per 1.1.13 in Kraft tritt.

- Mit der Ablehnung dreier Volks-initiativen sprachen sich die Stimmbdurgerinnen und
Stimmburger gegen eine verstdrkte Wohneigentumsférderung aus («steuerlich
beglinstigtes Bausparen», «Eigene vier Wande» und «sicheres Wohnen im Alter»).

Umweltschutz:

- Die Volksinitiative «Grline Wirtschaft» der Grinen Partei Schweiz kam erfolgreich
zustande.

- Nach unbenutztem Verstreichen der Referendumsfrist zur Revision des CO2-
Gesetzes zog das Uberparteiliche Initiativ-Komitee sein Volksanliegen «fur ein gesundes
Klima» zugunsten des in Kraft tretenden Gegenvorschlags zurtck.

- Zum Erreichen des im Kyoto-Protokoll vorgeschriebenen CO2-Reduktionsziels
unterzeichnete der Bundesrat ein Zusatzabkommen mit der Stiftung Klimarappen.

- Die im Vorjahr beschlossene Revision des Gewasserschutzgesetzes sowie die
entsprechende Verordnung waren ausschlaggebend flr die Einreichung zahlreicher
Standesinitiativen.

- Aufgrund einer Motion wird die Ausgabe von Wegwerf-Plastiksacken an Ladentheken
zukUnftig verboten.

- Das Parlament beschloss die Ratifikation der Europaischen Landschaftskonvention.

Bevolkerung und Arbeit:

- Die standige Wohnbevélkerung der Schweiz tberschritt im August des Berichtsjahres
die Grenze von acht Millionen Personen.

- Der Bundesrat rief gegenliber den osteuropéaischen EU-Staaten die Ventilklausel an.

- Die Arbeitslosenquote stieg leicht an.
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- Im Rahmen der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizigigkeit fuhrte das
Parlament im Baugewerbe die Solidarhaftung ein.

- Die Nominalléhne stiegen um 0.8 Prozent, die Realldhne um 1.5 Prozent.

- Das Parlament entschied sich flr eine Liberalisierung der Ladend&ffnungszeiten von
Tankstellenshops.

- Das Stimmvolk lehnte die Ferieninitiative ab.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:

- Die Rate verabschiedeten verschiedene Geschafte zu Patientenrechten und
Patientensicherheit.

- Das Epidemiengesetz wurde erneuert und besser auf zukinftige Szenarien ausgelegt.
- Im Bereich Pflege sollen Aus- und Weiterbildungsmoglichkeiten geférdert und
pflegende Personen besser entschadigt werden kénnen.

- Die Ausbildung angehender Arztinnen und Arzte soll durch Zulassungsmassnahmen
und Bereitstellung von genltigend Weiterbildungsplatzen sichergestellt werden.

- Auf Initiative des Nationalrates wurden CHF 70 Mio. zum Ausbau von bedeutenden
Sportanlagen bewilligt.

- Die Bundner Regierung und der Bundesrat gaben griines Licht flr eine Kandidatur flr
Olympische Winterspiele 2022 in der Schweiz.

Sozialversicherungen:

- Die Regierung klindigte eine umfassende Reform der 1. und 2. Séaule an.

- Das erste Massnahmenpaket der 6. [IV-Revision trat in Kraft.

- Grosse Teile des zweiten Massnahmenpakets flur die 6. IV-Revision wurden in den
Ratsverhandlungen zerzaust.

- Die Rate verabschiedeten einzig die neue Regelung der Kostenverglitung bei
stationaren Spitalaufenthalten von IV-Beziehenden.

- Die Volksinitiative «Fur eine 6ffentliche Krankenkasse» kam zustande; der Bundesrat
begann mit der Erarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags.

- Das Volk lehnte die Revision des Krankenversicherungsgesetzes (Managed Care)
wuchtig ab.

Soziale Gruppen:

- Die SVP lancierte mit den Volksinitiativen «Gegen Masseneinwanderung» und «Zur
Durchsetzung der Ausschaffung krimineller Auslander» zwei direktdemokratische
Instrumente zum Thema Immigration.

- Die Revision des Asylgesetzes fuhrte zu heftigen Debatten und mundete in einem
Referendum der Jungen Grunen.

- Das Parlament versuchte eine Losung fur die Wohnungsnot von Asylbewerbern zu
finden.

- Das Parlament beschloss seine Position zum neuen Familienartikel.

- Der Nationalrat erlaubte gleichgeschlechtlichen Paaren die Adoption der Kinder ihres
Partners.

- Die CVP lancierte zwei Volksinitiativen zur Unterstlitzung der Familie («Familien
starken!» und «gegen die Heiratsstrafe»).

Bildung und Forschung:

- Die Bereiche Bildung und Forschung sind neu dem Departement fur Wirtschaft,
Bildung und Forschung unter dem Dach des Staatssekretariats fur Bildung, Forschung
und Innovation (SBFI) zugeordnet.

- Zahlreiche Massnahmen zur Férderung der Ausbildung in den MINT-Fachern wurden
beschlossen.

- Der Bundesbeschluss Uber die Jugendmusikférderung wurde mit 72.7 Prozent Ja-
Stimmenanteil angenommen.

- Das Niveau der Maturaausbildung war Gegenstand zahlreicher Diskussionen.

- Die Stipendieninitiative kam im Februar zustande.

- Das Forschungs- und Innovationsférderungsgesetz wurde insbesondere mit dem Ziel
der Einrichtung eines nationalen Innovationsparks revidiert.

Kultur, Sprache, Kirchen:

- Das Bundesamt fur Kultur verabschiedete die «Liste der lebendigen Traditionen in der
Schweiz».

- Die Buchpreisbindung wurde vom Stimmvolk verworfen.

- Die Thematik des Urheberrechts im Internet beschéftigte das Parlament.

- Der Bliindner Sprachenstreit erhitzte weiterhin die Gemuter.

- Das Bundesgericht bestatigte die Mdglichkeit eines Teilaustritts aus der Kirche.
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ANDERES
DATUM: 31.12.2012
MARC BUHLMANN

Medien:

- Der Bundesrat wurde beauftragt, eine medienpolitische Gesamtschau vorzunehmen,
um die staats- und demokratiepolitischen Aufgaben der Medien zu sichern.

- Insgesamt sprach das BAKOM CHF 50 Mio. flr die Férderung von Presseerzeugnissen.
- Die gerateabhangige Gebuhr fur den Empfang von TV- und Radiosignalen soll
abgeschafft werden; neu soll eine Abgabe von jedem Haushalt und jedem Unternehmen
entrichtet werden.

- Eine Studie der Publicom kam zum Schluss, dass die wirtschaftliche Situation der
konzessionierten Privatradios und Regionalfernsehen in der Schweiz nach wie vor als
durchzogen bezeichnet werden kann.

Parteien

- Der Bundesrat entschied sich, mit der Umsetzung der Empfehlungen der GRECO fur
mehr Transparenz in der Parteienfinanzierung zuzuwarten.

- Einige etablierte Parteien hatten Muhe, flr ihre im Vorjahr lancierten Volksinitiativen
genlgend Unterschriften zu sammeln; die Burokratie-Initiative der FDP schaffte das
notige Quorum nicht.

- In der BDP, der FDP und der GP wurden neue Présidien gewahlt, die SP und die SVP
bestellten neue Fraktionsprasidenten.

- BDP, FDP, GLP, GP und SVP verbreiterten ihre Parteispitze.

- SP und GP lehnten Spendenangebote von Grossbanken ab.

- Der 2009 gestartete Fusionsprozess zwischen FDP und LP wurde mit dem
Zusammenschluss im Kanton Waadt abgeschlossen.

- Die CVP feierte im Berichtjahr ihr 100-jahriges Bestehen.

- Die SVP erhielt mehr durch ihre Exponenten als durch ihre Politik mediale
Aufmerksamkeit.

Verbénde und librige Interessenorganisationen

- Economiesuisse, der Schweizerische Gewerbeverband, der Schweizerische
Bauernverband, die Gewerkschaft Unia und die Dachorganisation Schweizer Arztinnen
und Arzte FMH wahlten neue Personen in ihre Prasidien.

- Der Detailhandel und das Gastgewerbe suchten nach Mdéglichkeiten, um sich mit der
Frankenstarke zu arrangieren.

- Drei marktfihrende Unternehmen traten aus dem Telekommunikationsverband Asut
aus.

- Die Dachgewerkschaft Travail Suisse verlor durch den Austritt von Angestellte Schweiz
22'000 Mitglieder.

- Die Volksinitiative «Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht» der GSoA kam zustande.

Qu'est-ce qui figurait a I'agenda politique suisse en 20122 Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ¢ Les événements les plus importants en 2012 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par theme. Les liens vous meéneront directement a ces objets et
événements clés de I'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

L’année politique 2012 a été marquée par des controverses d’une dureté croissante
dans le domaine de la politique étrangére. Pourtant, la Suisse aurait pu se retrouver
dans une situation bien plus confortable: elle a été largement épargnée par les
difficultés économiques qu’ont rencontrées les pays de I'Union européenne. Cela s’est
notamment traduit par un excédent budgétaire de CHF 1.3 milliards, par un marché du
travail qui a résisté a la crise grace a un faible taux de chdmage et par une croissance
économique certes modérée, mais s’inscrivant au-dela de la moyenne européenne. Le
taux de change face a I'euro, qui a pu étre maintenu au niveau de CHF 1.20 grace aux
interventions de la Banque national suisse, témoigne également de la force
économique de le Confédération. Pourtant, la position de faiblesse de la Suisse dans le
domaine de la politique extérieure aura été trés visible au cours de I'année sous revue.
Par exemple, il est possible de citer la mise en ceuvre de I"'accord FATCA avec les Etats-
Unis qui aura pour effet d’affaiblir davantage le secret bancaire, les négociations avec
les Etats-Unis portant sur les différends fiscaux qui trainent en longueur, ou également
les accords avec I’Allemagne en matiere d'imposition et de bruit aérien, qui ont échoué
tous les deux. Les temps auront également été difficiles concernant les négociations
avec I'Union européenne, celle-ci ayant continué d’étre bloquées pour des raisons
d’ordre institutionnel. En avril, I'activation de la clause de sauvegarde par le Conseil
fédéral a I'égard de huit Etats de I'Est membres de I'Union européenne n‘aura pas été
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favorable a I'amélioration des relations bilatérales, méme s’il s'agissait d’'une mesure
entrainant des effets simplement symboliques. Cela laisse en tout cas entrevoir des
temps difficiles pour le Département des affaires étrangeres, repris par le Conseil
fédéral Didier Burkhalter au début de I'année sous revue. Les citoyen-ne-s suisses ont
en revanche exprimé leur confiance envers la politique étrangére de la Confédération
en rejetant massivement l'initiative populaire «Accords internationaux: la parole au
peuple>» de I'ASIN.

La décision prise par le Conseil fédéral en 2011 d’acquérir 22 avions de combat suédois
du type Gripen a continué de faire des vagues dans les médias. Des rapports
d’évaluation négatifs, un rapport d’enquéte de la commission de la politique de
sécurité qui a mis en avant les risques de I'achat, une attitude critique méme de la part
des partis bourgeois ainsi que des doutes exprimés par la population dans le cadre de
sondages ont conduit a des marchandages laborieux. Le Conseil fédéral, qui a demandé
3.126 milliards de francs pour I'acquisition, n‘a pas trouvé de solution politique au
cours de I'année sous revue.

Des étapes importantes ont été franchies en 2012 dans les domaines de la politique
agricole et de I'aménagement du territoire. Les Chambres se sont penchées sur la
politique agricole 2014-2017. L'objectif en point de mire est une agriculture plus
soutenable et plus performante d'un point de vue économique. La modification
contestée des paiements directs a été soutenue par les deux Chambres. La révision
partielle de la loi sur ’'aménagement du territoire (LAT), qui a été élaborée sous forme
de contre-projet a I'initiative populaire pour le paysage, a été adoptée aprés bien des
débats. C’est I'obligation de déclassement en cas de zones a batir surdimensionnées
qui a fait I'objet de vives controverses. Cette disposition a non seulement été le
déclencheur d'un référendum lancé par I'Union suisse des arts et métiers (USAM) ayant
abouti, mais a également entrainé une querelle au sein du PDC. Comme I'obligation de
déclassement aurait pour effet une réduction d’un grand nombre de zones a batir dans
le canton du Valais, la section valaisanne du PDC a menacé de quitter le parti, puisque
celui-ci s’était rallié au co6té des partisans. La votation sur la LAT a été fixée au
printemps 2013. En soutenant de maniére surprenante linitiative populaire sur les
résidences secondaires et en rejetant trois initiatives populaires portant sur la
promotion de la propriété du logement, la population suisse s’est directement
immiscée dans la politique territoriale. Alors que I'idée de I"épargne-logement devrait
étre écartée pour les prochaines années, l'initiative sur les résidences secondaires
devrait échauffer les esprits longtemps encore. L'initiative qui a été acceptée par une
courte majorité de 50.6 pourcent vise a limiter la part des résidences secondaires a 20
pourcent dans les communes. Suite a son acceptation, c’est la mise en ceuvre de
Iinitiative populaire qui a été au centre des préoccupations. Ce sont surtout les régions
touristiques concernées qui ont tenté d’'exercer leur influence sur |'ordonnance
transitoire, ce qui a poussé les initiateurs de «Helvetia Nostra» a saisir la justice.

Au cours de I'année sous revue, le Conseil fédéral a présenté sa Stratégie énergétique
2050 dans laquelle il a réaffirmé sa décision historique prise I'année précédente de
sortir de I'énergie nucléaire a I'avenir. Un premier paquet de mesure destiné a une
transformation de I'approvisionnement énergétique en plusieurs étapes a été mis en
consultation en automne 2012. Les initiatives populaires que les Vert'libéraux (au sujet
d'un réforme fiscale écologique) et les Verts (demandant une sortie précoce de
I"énergie nucléaire) ont déposées au cours de l'année sous revue, auront pour
conséquence de placer la politique énergétique sur le devant de la scéne pendant
longtemps encore. En outre, par la signature d'un protocole supplémentaire avec la
Fondation Centime Climatique, le gouvernement a tenté d’atteindre ses objectifs de
réduction des émissions de CO2 définis dans le cadre du protocole de Kyoto. Etant
donné les mesures prises jusqu’a présent, ces objectifs sont encore loin d'étre
atteints.

La politique de la santé s’est illustrée par son manque de consensus en 2012. Durant
'année sous revue, le parlement a vidé de son contenu la sixieme révision de
|"assurance invalidité, les citoyen-ne-s ont massivement rejeté le projet «managed
care», qui avait pourtant obtenu un large soutien au parlement, et les Chambres n‘ont
pas réussi a trouver un terrain d’entente s’agissant de la loi fédérale sur la prévention et
la promotion de la santé. C’est le refus du Conseil des Etats qui a eu raison de cet objet
parlementaire.

L’augmentation continue de la population - la population résidente a franchi le cap des
8 millions d"habitants en aolt 2012 - a entre autres des répercussions sur la politique
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des transports. Au cours de I'année sous revue, le Conseil des Etats s'est montré trés
généreux lors des délibérations portant sur le financement et I'aménagement de
I'infrastructure ferroviaire (FAIF). Pour des raisons en partie tactiques, la Chambre des
cantons a intégré tellement de projets supplémentaires que le volume des
investissements s’est établi a CHF 6.4 milliards, correspondant ainsi a une somme qui a
quasiment doublé par rapport aux propositions du Conseil fédéral (celle-ci s'élevait a
CHF 3,5 milliards). En méme temps, le Conseil des Etats s’est prononcé en faveur d'une
hausse du prix de la vignette & CHF 100 afin de pouvoir financer le réseau routier. Ces
deux objets feront couler beaucoup d’encre en 2013. La décision du Conseil fédéral de
vouloir construire un deuxiéme tunnel routier au Gothard en raison de
|"assainissement nécessaire du premier a également suscité un grand intérét
médiatique. Selon le gouvernement, cette option présente des avantages financiers
tout en respectant I'article constitutionnel sur la protection des alpes. En effet, les
deux tunnels ne compteraient respectivement qu’un seul tracé. Alors que les partis
bourgeois, les associations économiques et le canton du Tessin ont salué cette
décision, le camp rouge-vert ainsi que le canton d’Uri I'ont aprement critiquée.

La politique de la famille a joui d'un intérét grandissant en 2012. Les Chambres se sont
prononcées en faveur d’un nouvel article constitutionnel ayant pour but une meilleure
conciliation travail-famille. Cette votation aura lieu en 2013 dans le cadre d’un
référendum obligatoire. Dans son message, le Conseil fédéral a rejeté l'initiative
populaire de I'UDC demandant une déduction fiscale pour la garde des enfants par
leurs parents. En décembre, les deux initiatives populaires du PDC ont abouti. Celles-ci
demandent des allegements fiscaux en faveur des familles et des couples mariés.

En 2012, avec I'importance croissante des événement politiques relatés par les médias,
des personnes impliquées politiquement en Suisse on été mises en face de leurs
responsabilités. Evidemment, le cas «Hildebrand> et aussi le cas «Zuppiger» ont été
initiés en 2011 déja. Néanmoins, de nombreux effets qui en découlent sont perceptibles
dans l'année sous revue. Le chef de la banque national Philipp Hildebrand a
démissionné apres qu’on l"ait accusé d'avoir utilisé I'introduction du taux plancher afin
de s’enrichir personnellement. Finalement, un procédé pénal était ouvert contre
Christoph Blocher. En effet, c’est lui qui avait fait éclater I'affaire avec des dossiers
bancaires secrets présentés au Conseil fédéral. Bruno Zuppiger, encore candidat
potentiel au Conseil fédéral en 2011, a été accusé d’abus de confiance pour avoir
détourné les fonds d'un héritage. Apres de longues hésitations et une grande pression
issue de son parti, Zuppiger s’est retiré du Conseil national. Un véritable scandale au
sein de I'administration fédérale, portant le nom d’Insieme, est également resté dans
tous les esprits. Les colts d'un projet informatique décidé en 2001 ont échappé a tout
contréle, de telle maniere qu’il a di étre arrété, avoisinant des pertes de CHF 105
millions. Une enquéte administrative a révélé plusieurs incohérences dans |'octroi de
certains projets.

S'agissant des élections cantonales, les partis ont connu fortunes diverses. Les
Vert'libéraux et le PBD de Martin Landolt, qui a été élu a la téte du parti, ont progressé.
Le PLR, récemment présidé par Philipp Miller et qui a finalisé le processus de fusion
avec le parti libéral en 2012, a su étonnamment bien maintenir ses acquis. En revanche,
la spirale négative s’est poursuivie pour le PDC, qui a fété ses 100 ans d’existence. Les
Verts, dorénavant dirigés par une co-présidence composée d'Adele Thorens et de
Regula Rytz, ont également d0 essuyer de lourdes pertes. Quant aux socialistes, ils ont
pu légérement progresser. Les deux partis de gauche ont attiré I'attention en refusant
des dons émanant des grandes banques. Pour ce qui est de I'UDC, la tendance négative
entamée lors des élections fédérales en 2011 s’est confirmée en tout cas au début de
I'année 2012, ce qui a provoqué quelques critiques internes qui n‘ont cependant pas
été pris en compte par la direction du parti. Le fait que 'UDC continue d'occuper avec
succes le domaine de la politique d’asile, son théme de prédilection, s’est de nouveau
veérifié lors du durcissement de la loi sur I'asile. Cette révision n’a pas seulement été
adoptée par I'UDC, mais également par le PLR et le PDC. Le PS ayant méme renoncé a
lancer le référendum, ce sont finalement les Jeunes Verts qui ont assumé cette tache.
Au cours de I'année sous revue, les Démocrates Suisses ont montré des signes de
désintégration. Suite a la non-réélection de leurs deux députés dans le canton
d’Argovie, le parti n’a plus d’élus au niveau cantonal.

La stratégie consistant a exploiter les instruments de la démocratie directe a des fins
partisanes, a de plus en plus été utilisée par les partis. Cela s’est vérifié dans les faits
avec onze initiatives populaires qui ont été lancées et I'aboutissement de dix textes en
2012, alors que 20 initiatives se trouvent au stade de la récolte des signatures. Au total,
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les citoyen-ne-s se sont prononcés sur sept initiatives populaires (et deux contre-
projets). La récolte des signatures s’avére étre cependant un exercice fort délicat.
Ainsi, le PDC et les Vert'libéraux ont di batailler ferme afin qu’aboutissent leurs projets
respectifs. Le PLR - également guere expérimenté en matiere de récolte de signatures
- n'a pas réussi a faire aboutir son initiative populaire s’intitulant «stop a la
bureaucratie». La qualification d’une initiative constitutionnelle ne constitue que la
premiére étape. Le chemin menant au scrutin peut parfois étre trés long, comme en
témoigne l'exemple de l'initiative populaire contre les rémunérations abusives.
Déposée en 2008, les Chambres ne sont parvenues a élaborer un contre-projet indirect
qu’aprés une véritable odyssée et plusieurs prolongations de délai. Le parlement a
néanmoins démontré qu’il savait travailler de maniére plus efficace, comme l'illustre le
cas de l'initiative socialiste visant a établir une caisse de maladie unique. Afin que le
parti socialiste ne puisse tirer profit de cette initiative lors de I'année électorale 2015,
plusieurs interventions parlementaires ont été déposées demandant au Conseil fédéral
de renoncer a élaborer un contre-projet. Il arrive également que des initiatives soient
couronnées de succes au cours des délibérations parlementaires. Cela est le cas
lorsque des plans alternatifs ou atténués prennent forme dans la cadre de contre-
projets directs et indirects. Au cours de I'année sous revue, par exemple, les citoyen-
ne-s ont eu l'occasion de se prononcer sur deux contre-projets élaborés par le
parlement mais issus de deux initiatives populaires qui ont été retirées entre temps -
|"arrété fédéral sur la promotion de la formation musicale des jeunes ainsi que I'arrété
fédéral concernant la réglementation des jeux d’argent en faveur de I'utilité publique.
Rarement, mais de plus en plus souvent, les initiatives atteignent leur objectif premier,
c'est-a-dire le soutient du peuple et des cantons devant les urnes. Depuis 1871, 19
initiatives populaires ont été acceptées, dont plus de la moitié depuis 1990 (soit onze
textes). Au cours de I'année sous revue, I'initiative sur les résidences secondaires a
reussi cet exploit. Il est évident que I"'adoption d’une initiative ne garantit pas que celle-
ci produise automatiquement les effets escomptés. Le texte porte sur la constitution,
alors que I'élaboration des dispositions d’exécution spécifiques au niveau des lois
incombe au Conseil fédéral et au parlement. La mise en ceuvre s’avére difficile
lorsqu’une initiative déroge aux droits fondamentaux, & des principes constitutionnels
ou a des accords internationaux. De possibles solutions a ces problemes ont fait 'objet
de vives discussions au cours de I'année sous revue, l'introduction d’une juridiction
constitutionnelle ayant été de nouveau rejetée par les Chambres. Il conviendra
d’observer si ces difficultés d'implémentation conduiront les initiateurs a formuler des
textes plus astreignants ou si une interprétation a la lettre, comme le demande
I"initiative de mise en ceuvre de I'UDC, sapera le systeme démocratique semi-direct et
son équilibre des pouvoirs entres citoyen-ne-s et autorités politiques.

Problémes politiques fondamentaux:

- La proposition d’introduire la juridiction constitutionnelle a échoué suite a de
longues discussions.

- Deux interventions parlementaires ont demandé un accés libre au Grutli, également
pour les manifestations de parti.

- L'ONU a tiré un bilan positif quant au respect des droits de 'homme par la Suisse,
mais elle a recommandé de vérifier au préalable la compatibilité des initiatives
populaires avec les droits fondamentaux.

- La confiance de la population envers les institutions politiques reste élevée.

- Le projet Expo Lac de Constance-Suisse orientale 2017 a continué a se concrétiser.

Ordre juridique:

- Le Conseil fédéral a approuvé I'accord avec les Etats-Unis sur I’échange de données
concernant des terroristes connus ou présumés.

- Le Tribunal fédéral a agréé partiellement le recours de Google Streetview.

- Le Conseil fédéral a présenté la stratégie nationale de protection de la Suisse contre
les cyberrisques.

- Le Conseil fédéral a été d’accord avec la solution concernant I'affaire Tinner.

- A Berne, 10'000 jeunes ont manifesté contre la lourdeur de la vie nocturne.

- Le parlement a décidé la réintroduction de I'investigation secréte.

- Désormais, la consommation de cannabis sera passible d'une amende d'ordre de CHF
100.

- Le parlement a approuvé la loi concernant I'imprescriptibilité des actes de
pornographie enfantine.

- Le Conseil fédéral a présenté un contre-projet indirect a I'initiative «Pour que les
pédophiles ne travaillent plus avec des enfants».

- L'UDC a lancé une initiative populaire de mise en ceuvre pour le renvoi effectif des
étrangers criminels.
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- La Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux de justice
et police a décidé la révision du concordat instituant des mesures contre la violence
lors de manifestations sportives.

- Le parlement a adopté la loi contre les mariages forcés.

Institutions et droits populaires:

- Le Conseil fédéral et le parlement ont recommandé de rejeter I'initiative populaire
portant sur I"élection du Conseil fédéral par le peuple.

- La réforme de la direction de I'Etat a accouché d'une souris.

- Le projet informatique «Insieme>» au sein du DFF s’est enlisé et a d0 étre annulé; CHF
105 millions ont été dilapidés.

- Les Chambres ont adopté la révision de la loi sur le personnel de la Confédération.

- En 2012, Maya Graf a été la premiére présidente du Conseil national issue des Verts.

- En raison d’erreurs dans le comptage des votes établies par des enregistrements
vidéo, le Conseil des Etats a été contraint de reconsidérer une intervention
parlementaire demandant I'introduction d’une installation de comptage électronique.

- L'accréditation de lobbyistes a été I'objet de plusieurs débats au sein du parlement.

- Le oui a la votation sur les résidences secondaires a constitué la dix-neuvieme
acceptation d’une initiative populaire depuis 1891.

Structures fédéralistes:

- Plusieurs cantons ont tenté d’augmenter leur influence sur la politique fédérale en
créant des postes de lobbyiste.

- Le Conseil des Etats n'a donné sa garantie & la nouvelle constitution du canton de
Schwyz que par une courte majorité. Le nouveau systeme de vote proportionnel reste
tres controversé.

- Les chiffres présentés en juillet au sujet de la péréquation financiere ont provoqué
des altercations entre les cantons et une discussion portant sur les limites de la
solidarité intercantonale.

- Une initiative demandant la réunification des deux Béles a été lancée.

- Les cantons de Berne et du Jura ont signé une déclaration d’intentions ayant pour
objectif une votation portant sur le processus concernant la création d'un nouveau
canton se composant du canton du Jura et du Jura bernois.

Elections:

- Lors des élections parlementaires dans huit cantons, les nouveaux partis du centre
(PBD et Vert’libéraux) ont progressé, alors que I'UDC et les Verts ont subi des pertes
importantes.

- Pour le PDC, la tendance négative s’est poursuivie; le PLR a pu conserver ses acquis,
voire méme progresser.

- Suite au revers subis dans le canton d’Argovie, les Démocrates Suisses ne sont plus
représentés dans aucun parlement cantonal.

- Les attaques de I'UDC lors de six des huit élections a I'exécutif cantonal ont échoué a
|"exception du canton de Schwyz ou I'UDC a évincé le PS du gouvernement.

- Dans le canton de Vaud, les femmes ont formé pour la premiére fois une majorité au
sein d'un gouvernement cantonal.

- Lors des élections parlementaires, les femmes ont fait partie des perdantes: dans
cing élections cantonales sur huit et trois élections communales sur quatre, la part des
femmes a diminué.

- Gréce a I'élection de son président Christian Levrat, le PS fribourgeois a défendu son
siége au Conseil des Etats, qui était a pourvoir suite a I'élection d’Alain Berset au
Conseil fédeéral.

Politique étrangére:

- Le conseiller fédéral Didier Burkhalter a pris la direction du Département fédéral des
affaires étrangéres (DFAE).

- Le parlement a octroyé un crédit de CHF 11.35 milliards pour la coopération
internationale 2013-2016.

- Le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde envers les Etats de I'UE-8.

- Les questions institutionnelles ont continué a bloquer les relations bilatérales avec
I"'UE.

- L'Allemagne et les Etats-Unis ont maintenu la pression sur la place financiere suisse
lors des négociations d’accords de double-imposition.

- Le peuple a refusé l'initiative de I’ASIN «La parole au peuple!».

- La Suisse a pris position sur le conflit syrien en instaurant des sanctions contre le
réegime.

- La Suisse a fété ses 10 ans d’adhésion a I'ONU et a recu son secrétaire général Ban Ki-
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Moon.
- La Suisse a accueilli a Berne le Prix Nobel de la Paix Aung San Suu Kyi et a ouvert une
ambassade au Myanmar.

Armée:

- Lors de plusieurs interventions, le Conseil fédéral a été prié de proposer des mesures
permettant mieux concilier I'école de recrues et les études, ou, en d’autres termes, la
vie professionnelle et I'armée.

- L’ambassade de Suisse a Tripoli (Libye) a d0 étre protégée par des membres de
|"armée.

- Les batiments de I'armée seront assainis pour un montant de CHF 407 millions.

- Avec le programme d’armement 2012, le Conseil fédéral a sollicité I'achat de 22 avions
de combat de type Gripen au constructeur suédois Saab. L'affaire du remplacement
partiel du Tiger a fait beaucoup de bruit et suscité de nombreuses critiques.

- Le Conseil national s’est exprimé contre [l'initiative «Oui a |'abrogation du service
militaire obligatoire», qui avait abouti en début d’année.

- Dans un rapport, le Conseil fédéral a esquissé I'avenir de la protection civile apres
2015.

Politique économique:

- Le produit intérieur brut de la Suisse a cru d’un pourcent au cours de I'année sous
revue.

- Dans le cadre du projet Swissness, le Conseil national et le Conseil des Etats étaient
en désaccord quant aux critéres qui devaient permettre une meilleure protection de la
«marque suisse».

- Le peuple a adopté le contre-projet a I'initiative «pour des jeux d’argent au service du
bien commun».

- Le Conseil fédéral a soumis un message relatif a une révision de la loi sur les cartels.

- Le parlement a élaboré un contre-projet indirect a I'initiative populaire contre les
rémunérations abusives.

Crédit et monnaie:

- La Banque nationale a acquis une quantité importante de devises pour maintenir le
cours plancher face a I'Euro.

- Le président de la BNS a été soupconné d’avoir utilisé I'introduction du taux plancher
pour son enrichissement personnel, il a démissionné.

- Le parlement a approuvé les ordonnances concernant les régulations des grandes
banques («Too-big-to-fail»).

- Le conflit fiscal avec les USA n’a franchi aucune étape supplémentaire. L'accord sur
I'impot libératoire avec I’Allemagne n’a pas abouti.

- Avec I'adoption de la loi sur I'assistance administrative et de I'accord visant a faciliter
la mise en ceuvre de la FATCA, le secret bancaire s’est une fois de plus affaibli.

Agriculture:

- Les Chambres ont débuté en automne les délibérations parlementaires sur la
politique agricole 2014-2017.

- Le référendum contre la révision de la loi sur les épizooties a échoué dans les urnes.

- Les turbulences & propos du marché laitier récemment libéralisé ont occupé les
représentants des interprofessions concernés et le parlement.

- Le parlement a adopté et la révision de la loi sur la protection des animaux et la loi
fédérale sur la circulation des espéces de faune et de flore protégées.

- Une initiative populaire visant & protéger les grands prédateurs tels que I'ours, le loup
et le lynx a été déposée auprés de la Chancellerie fédérale.

Finances publiques:

- Le parlement a adopté un durcissement de I'imposition forfaitaire.

- Le Conseil fédéral a préparé la réforme de I'imposition des entreprises Ill.

- Le Conseil fédéral a soumis au parlement un message portant sur le programme de
consolidation et de réexamen des taches 2014.

- Les comptes 2012 ont affiché un excédent de CHF 1.3 milliards, un résultat nettement
supérieur aux prévisions.

- Le budget 2013 a prévu un déficit de CHF 450 millions.

Energie:

- Le Conseil fédéral a mis en consultation la Stratégie énergétique 2050.

- L'initiative populaire des Vert'libéraux destinée & introduire une réforme fiscale
écologique a abouti.
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- Swissgrid a repris le réseau suisse de transport de I'électricité.

- Les Verts ont déposé une initiative populaire demandant la sortie de |'énergie
nucléaire.

- Des experts ont émis des doutes quant a I'indépendance des instances de sécurité
nucléaire.

- Le Tribunal fédéral administratif a fixé un délai a I'exploitation de la centrale nucléaire
de Mihleberg.

Transports et communications:

- Le Conseil des Etat a délibéré sur le FAIF et a massivement augmenteé les crédits.

- La décision prise par le Conseil fédéral de construire un deuxieme tunnel routier au
Saint-Gothard a suscité I'émoi.

- Suite a I"élimination de divergences, le parlement a adopté le paquet de mesures du
programme «via secura» ainsi que la derniére partie de la réforme des chemins de fer
2.

- Le Conseil national a voulu augmenter le prix de la vignette @ CHF 70, le Conseil des
Etats & CHF 100.

- La mise aux enchéres de fréquences de téléphonie mobile a rapporté CHF 997
millions de a la Confédération.

- Dans la dispute qui oppose I'Allemagne a la Suisse sur le bruit de trafic aérien, une
solution s’est étonnamment profilée a I'horizon, mais I'accord n’a pas convaincu toutes
les parties impliquées et a été mis en veilleuse par I’Allemagne.

Aménagement du territoire et logement:

- Le premier concept tripartite pour promouvoir un développement territorial durable
a été adopté.

- L'Union suisse des arts et métiers a lancé avec succés le référendum contre la
révision partielle de la loi sur I'aménagement du territoire, qui avait été proposée
comme contre-projet indirect a I'initiative pour le paysage.

- Le peuple et les cantons ont accepté avec une trés faible majorité l'initiative
populaire «Halte aux constructions envahissantes de résidences secondaires». Le
Conseil fédéral a aussitot réalisé une ordonnance de transition entrée en vigueur le
1.1.13.

- En refusant trois initiatives populaires le peuple suisse s’est exprimé a plusieurs
reprises contre un renforcement de I'encouragement a la propriété du logement.

Protection de I'environnement:

- L'initiative populaire «économie verte» lancée par le parti des Verts a abouti.

- Apres I'expiration du délai référendaire concernant la révision de la loi sur le CO2, le
comité interpartis a retiré son initiative «pour un climat sain» au profit du contre-
projet entré en vigueur.

- Afin d'atteindre I'objectif de réductions de CO2 requis par le protocole de Kyoto, le
Conseil fédéral a signé un contrat additionnel avec la Fondation Centime Climatique.

- La loi sur la protection des eaux, entérinée l'année précédente, ainsi que
|'ordonnance correspondante, ont été décisives pour le dépoét de nombreuses
initiatives cantonales.

- Suite a une motion, la distribution de sacs plastiques a la caisse des magasins sera
dorénavant interdite.

- Le parlement a ratifié la Convention européenne du paysage.

Population et travail:

- La population résidente permanente de la Suisse a franchi la barre des 8 millions de
personnes en aolt de I'année sous revue.

- Le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde a I'égard des pays de I'Est de I'UE.

- Le taux de chémage a légérement augmenté.

- Dans le cadre des mesures d’accompagnement a la libre circulation des personnes, le
parlement a introduit la responsabilité solidaire dans le domaine de la construction.

- Les salaires nominaux ont progressé de 0,8%, les salaires réels de 1.5 pourcent.

- Le parlement fédéral s’est prononcé en faveur d'une libéralisation des heures
d’ouverture des magasins de stations-services.

- Le peuple a rejeté I'initiative «6 semaines de vacances pour tous».

Santé, assistance sociale, sport:

- Les Chambres ont adopté plusieurs objets relatifs aux droits et a la sécurité des
patients.

- Laloi sur les épidémies a été renouvelée et améliorée.

- Dans le domaine des soins, les possibilités de formations et de formations en continu

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

15



doivent étre promues et le personnel doit bénéficier d'une rémunération plus
importante.

- La formation de futurs médecins doit étre garantie par des mesures portant sur
|'acces et la mise en place d'un nombre suffisant de places de formation.

- Sur initiative du Conseil national, CHF 70 millions ont été débloqués afin d'améliorer
les installations sportives importantes.

- Le gouvernement grison et le Conseil fédéral ont donné leur accord & une
candidature pour les jeux d'hiver 2022.

Assurances sociales:

- Le Gouvernement a annoncé une réforme globale du Ter et du 2e pilier.

- Le premier volet de la 6e révision de I'Al est entré en vigueur.

- La grande partie du 2e volet de la 6e révision de I'Al a été démantelée lors des débats
parlementaires.

- Les Chambres ont entériné uniquement la nouvelle réglementation concernant la
prise en charge des traitements stationnaires hospitaliers pour les rentiers Al.

- L'initiative «pour une caisse publique d’assurance-maladie» a abouti; le Conseil
fédéral s’est attelé a I'élaboration d’un contre-projet indirect.

- Le peuple a clairement refusé la révision de la loi sur I"assurance-maladie (Managed
Care).

Groupes sociaux:

- L'UDC a utilisé les instruments de la démocratie directe en déposant une initiative
«contre I'immigration de masse» et en lancant une initiative de mise en ceuvre pour
faire appliquer sa premiere initiative «pour le renvoi des étrangers criminels».

- Les tours de vis apportés a la loi sur I'asile ont fait couler beaucoup d’encre. Un
reférendum a été lancé par les jeunes verts.

- Le parlement a tenté de trouver des solutions pour faire face a la pénurie de
logements touchant les requérants d'asile.

- Avant de passer devant le peuple en 2013, le parlement a arrété sa position sur le
changement constitutionnel demandant un nouvel article sur la famille.

- Le Conseil national a accepté de donner le droit aux partenaires de méme sexe
d’adopter les enfants de leur conjoint.

- La politique familiale a été au centre des préoccupations du PDC qui a déposé deux
initiatives visant a aider les familles.

Enseignement et recherche:

- Les questions de formation et de recherche concerneront désormais le département
de I’économie avec la formation d’un Secrétariat d'Etat a la formation, & la recherche
et a I'innovation (SEFRI).

- De nombreuses mesures visant & promouvoir les formations MINT ont été prises.

- L'arrété fédéral sur la promotion musicale des jeunes a été approuvé par 77.2
pourcent des voix.

- Le niveau de la maturité fédérale a été longuement débattu.

- L'initiative sur les bourses d"étude a abouti.

- La loi sur I'encouragement de la recherche et de I'innovation a été révisée, avec
notamment comme objectif un Swiss Innovation Park.

Culture, langues, églises:

- L'Office fédéral de la culture a publié la «liste des traditions vivantes en Suisse>.
- Le peuple a refusé la loi sur la réglementation du prix du livre.

- La thématique des droits d’auteur a occupé le parlement.

- La dispute linguistique dans les Grisons a échauffé les esprits.

- Le Tribunal fédéral a confirmé la possibilité de sortie partielle de I'église.

Médias:

- Le Conseil fédéral a été chargé d'élaborer un concept général du paysage médiatique
suisse afin de garantir le rle étatique et démocratique des médias.

- L'OFCOM a accordé au total CHF 50 millions a 'aide a la presse.

- La redevance de réception pour la télévision et la radio, jusqu’a présent imposée a
I"'unité, sera remplacée par une redevance payée par tous les ménages et entreprises.

- Une étude de Publicom a conclu que la situation économique des radios privées et
télévisions régionales en Suisse pouvait toujours étre qualifiée de mitigée.

Partis
- Le Conseil fédéral a décidé de patienter avant la mise en ceuvre des
recommandations du GRECO pour améliorer la transparence des finances des partis.
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- Quelques partis, pourtant bien établis, ont peiné a récolter les signatures nécessaires
pour leurs initiatives populaires lancées I'année passée; l'initiative du PLR contre la
bureaucratie na pas réussi a atteindre le quorum requis.

- Le PBD, le PLR et les Verts ont renouvelé leur comité directeur, le PS et I'UDC ont élu
un nouveau président de groupe.

- Le PBD, le PLR, le PVL, les Verts et I'UDC ont élargi leurs instances dirigeantes.

- Le PS et les Verts ont refusé les offres de dons provenant des grandes banques.

- Le processus de fusion entre le PLR et le PL, démarré en 2009, s’est achevé par
I"'union des sections vaudoises.

- Le PDC a fété son 100e anniversaire au cours de I'année sous revue.

- L'UDC a attiré I'attention des médias plus grace a ses représentants que grace a sa
politique.

Associations et autres groupes d’intérét

- Economiesuisse, L'Union suisse des arts et métiers, I'Union suisse des paysans, le
syndicat Unia et la Fédération des médecins suisses FMH ont élu de nouvelles
personnes a leurs présidences.

- Le commerce de détail ainsi que le secteur de I'hotellerie et de la restauration ont
recherché des possibilités afin de faire face au franc fort.

- Trois entreprises leader sur le marché de la communication ont quitté I'association
des télécommunications ASUT.

- Par le retrait d'Employés Suisse, I'association faitiere syndicale a perdu 22 000
membres.

- L'initiative populaire «Oui a I'abrogation du service militaire obligatoire» lancée par le
GSsA a abouti.

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Mit 60,4 Prozent Ja- gegeniber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbiirgerung von Personen der dritten
Auslandergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher Uberraschend war das ebenfalls deutliche Standemehr: 17 von 23
Stdnden stimmten der Vorlage zu. Die auf frihere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einburgerung zurlckgehenden Beflrchtungen der Beflrworter, am
Stdndemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen resultierte Uberall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Stdndemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Beflrworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, Tl 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung Uberhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen fur die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdinnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegentber
stiess die Vorlage in samtlichen Westschweizer Kantonen auf Uberdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Ausléanderfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
hoéchste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevolkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenféllig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefélle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zurich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesratin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis .mit grosser Genugtuung® zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich . flr weitere, ebenso umstrittene Vorlagen®. Darlber hinaus ermunterte
sie junge Auslanderinnen und Auslander der dritten Generation, nun ,die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten®, und flgte an, die Erleichterung der
Einblrgerung sollte voraussichtlich spatestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
Uber den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Wahrend
Ersterer von einer Uberfélligen Reform sprach und ankundigte, nun auch die
Anforderungen fur andere Einburgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen .ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Birgerrecht™. Daran
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musse man jetzt ankntpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Auslanderpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingeblrgerten fur das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des DoppelbUlrgerrechts. Die SVP
erkléarte aber auch, das Verdikt von Volk und Stédnden zu akzeptieren und die noch
offenstehende Mdglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesanderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Sténde: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stande: 5 2/2

Parolen:

- Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grliine, GLP, BDP (1*), EVP, Stadteverband, Eidgendssische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP, EDU (1%)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen'

Aussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefuhrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfunr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am héchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souveran bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniiberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevdlkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeithah mlsse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:
- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
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- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Privatrecht

Zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber den Schutz gewaltbetroffener Personen,
deren Frist Ende Januar 2016 abgelaufen war, wurde im Juli 2017 der Ergebnisbericht
veroffentlicht. Die 58 eingegangenen Stellungnahmen verteilten sich auf 25 Kantone
(der Kanton Glarus verzichtete ausdricklich auf eine Stellungnahme), sechs politische
Parteien (BDP, CVP, FDP, GP, SP, SVP) und 27 weitere Organisationen. Die Verbesserung
des Schutzes gewaltbetroffener Personen wurde von allen
Vernehmlassungsteilnehmenden als Notwendigkeit anerkannt, wenn auch die
Meinungen darlber auseinandergingen, wie diese Verbesserung erzielt werden soll.

Bei den zivilrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen war vor allem die Moglichkeit der
elektronischen Uberwachung («Electronic Monitoring») von Tatpersonen sehr
umstritten. Wahrend die grosse Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser
die EinfUhrung einer solchen Moglichkeit grundsatzlich begrisste, zweifelten andere
die Wirksamkeit einer solchen Massnahme generell an, da das resultierende
Sicherheitsgefuhl trigerisch und die Massnahme gegen telefonisches oder Online-
Stalking erfolglos sei. Doch auch von den Beflrwortern des Electronic Monitoring
ausserten Viele Bedenken im Hinblick auf dessen Umsetzung. So stosse die
Uberwachungstechnologie heutzutage noch an Grenzen, innerhalb derer nur eine
passive, retrospektive Uberwachung moglich sei und keine aktive Uberwachung mit
unmittelbarer polizeilicher Intervention, wie sie im Vorentwurf angedacht wére. Auch
die Ortungsgenauigkeit der verflgbaren GPS- und LBS-Systeme lasse - mit geografisch
bzw. topografisch bedingten Abweichungen von bis zu 25 km im schlechtesten Fall - zu
wlinschen Ubrig und ermdgliche kaum ein genltgend schnelles Eingreifen, um eine
Gewalttat zu verhindern. Geeignet sei eine solche Massnahme ohnehin nur, wenn das
Risiko einer Gewaltaustbung nicht zu gross sei, weshalb die Eignungsabklarung immer
mit einer Risikoabschatzung verbunden werden musste. Neben der Kritik am hohen
finanziellen und personellen Aufwand wurde auch die Verhaltnismassigkeit
angezweifelt: Angesichts dessen, dass es sich bei den betroffenen Personen nicht um
rechtskraftig Verurteilte handle, stehe die vorgesehene 12-monatige Tragepflicht der
elektronischen Fussfessel in keinem Verhaltnis zur Sanktion, welche im Falle eines
strafrechtlichen Schuldspruchs zu erwarten wére. Ganz allgemein wurde auch kritisiert,
dass das Electronic Monitoring als eine eigentlich strafrechtliche Vollzugsmassnahme
im Zivilrecht fehl am Platz sei. Solche Skepsis dusserten nebst 20 Kantonen, der Griinen
Partei und der SP auch mehrere juristische Vereinigungen, das Centre Patronal, die
KKJPD, der SGV, die Universitat Lausanne, die KKPKS, der Kinderschutz Schweiz, die
Schweizerische Konferenz gegen hausliche Gewalt, die Schweizerische Konferenz der
Gleichstellungsbeauftragten, der Stadteverband und Travail.Suisse.

Ebenfalls kontrovers aufgenommen wurde die Bestimmung, wonach die Kantone
Weiterbildungsmaoglichkeiten flr Personen, die mit Gewaltschutzfallen zu tun haben -
beispielsweise im Rahmen einer Tatigkeit bei der Kriseninterventionsstelle oder bei
Gerichten -, Dbereitstellen mussen. Wahrend sich knapp die Halfte der
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv dazu &usserte, kam das Vorhaben bei rund
einem Flnftel der Stellungnehmenden nicht gut an. Moniert wurde hauptsachlich der
Verstoss gegen das foderalistische Prinzip, da es sich bei der Weiterbildung um eine
kantonale Kompetenz handle. Von einer breiten Mehrheit begrisst wurde hingegen die
vorgesehene Mitteilungspflicht von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichtes an
andere Behorden wie die KESB und die kantonale Kriseninterventionsstelle, soweit dies
notwendig erscheint, damit letztere ihre Aufgaben erfillen kénnen. Ebenso
mehrheitlich  positiv.  aufgenommen  wurden die Anpassungen an  der
Zivilprozessordnung, darunter der Wegfall der Gerichtskosten und des
Schlichtungsverfahrens.

Bei den strafrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen wurde vor allem die Anderung
begrisst, dass die Sistierung, Wiederanhandnahme und Einstellung eines Verfahrens
nicht mehr allein vom Willen des Opfers abhangig sein und der Behdrde eine
umfassende Interessenabwagung ermodglicht werden soll. Kritisiert wurde hierbei
jedoch der umfangreiche Katalog der bei der Sistierung zu beachtenden Kriterien sowie
im Detail die Vorschrift, dass die Behorde ein allfallig von der beschuldigten Person
besuchtes Lernprogramm gegen Gewalt beim Sistierungsentscheid berlcksichtigen soll.
Mehrere Kantone bedauerten, der Anreiz zum Besuch solcher Lernprogramme sei zu
lasch und Weitere forderten zusammen mit der SP, den Juristinnen Schweiz, der
Schweizerischen Konferenz gegen hausliche Gewalt, der Schweizerischen Konferenz
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der Gleichstellungsbeauftragten und dem Stadteverband gar eine obligatorische
Verknupfung der Verfahrenssistierung mit dem Besuch eines Lernprogramms gegen
Gewalt. Sehr umstritten war ausserdem die Frage, ob das Opfer vor der Einstellung des
Verfahrens zwingend angehort werden muss.

Von sieben Kantonen, der CVP, der Griinen Partei und der SP sowie von der KKPKS, der
Interkantonalen Arbeitsgemeinschaft der Geschédigten- und Opfervertretung, dem
Kinderschutz Schweiz, Pro Familia, der Schweizerischen Konferenz gegen héausliche
Gewalt, der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten, dem
Stadteverband, Terre des Femmes und von mehreren juristischen Vereinigungen wurde
die Vernehmlassungsantwort UGberdies dazu genutzt, fur die EinfUhrung einer
spezifischen Stalking-Strafnorm zu plédieren, obwohl - oder gerade weil - eine solche
nicht Gegenstand des Vorentwurfs war. *

Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhullungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegentber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhullung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefahrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iiber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Grinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhaltnisméssig und unnutz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhullungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdrdenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig. der Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was dartber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
beflrworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Burgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Standeratin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt fur die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
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werde, wie sie der «Tribune de Geneve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genugend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wéare hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ilhrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst tUber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenuber dem geltenden Recht. Demgegentber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen durfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Ricksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». *

Innere Sicherheit

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders geféhrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Fahigkeitsnachweis sowie die Einflihrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekdmpfte eine breite blrgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflirchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Birger darstellen.
Getroffen wuirden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Prasident
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Graben bestétigt. Die grésste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die flr eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der BeflUrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause gefahrlich und unzeitgeméss sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits gentgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
personlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
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Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmburger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 51/2 Sténde
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grune, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen °

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgendssischen Réaten Uber das
revidierte BUPF stellte sich - wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Griiter
(svp, LU) bereits seit langerem angekiindigt - das Referendumskomitee ,,Stop BUPF™
vor. Ihm gehdrten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grunliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewohnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April prasentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als ,unverhaltnismassig™ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlangert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten flur die Behorden bereithalten mdissen, ausgeweitet wurde.
Andererseits storten sich die BUPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlisselte Kommunikation abhdéren kénnen.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitslticken
ausnutzen sollen, wodurch ein .legaler Schwarzmarkt von Sicherheitsllicken™ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Prasident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhdren
verschlisselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Préasident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behodrden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschéaftsfihrer des Branchenverbandes Swico, die
~Uberrissenen Mitwirkungspflichten®, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behorden auf ihre Systeme einrichten mussten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphare nicht auf Vorrat eingeschrankt werden solle - mit
den Worten von Juso-Prasident Fabian Molina: ,Im Zweifel flr die Freiheit.” Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, ausserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteiprasidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BUPF im Parlament gutgeheissen hatte.

Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Halfte der bendtigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklérte Juso-Préasident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttduscht Uber die schwache Sammelleistung der burgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Riickzug Molinas als feige und unzuverlassig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfullt
hatten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatsachlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hatte: Das Komitee verklindete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
mussten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein .gewaltiger Alarmismus™
breitgemacht, der die Sammler zuséatzlich anspornte, erklarte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gultige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.

Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
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jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hatten eingereicht
werden konnen. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Fur das
Komitee sei es eine .gewaltige Enttduschung®. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BUPF wie von den eidgendssischen Raten verabschiedet in Kraft treten. ¢

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Buchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stédteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schitzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen genligenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklérte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grlinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stadteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten dusserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptséchlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verschéarfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flnf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlngeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der fur den Erwerb einer solchen Waffe klnftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelméssigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine BedUrfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfiuhrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschlage verhindert wurden,
dusserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
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blrokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Ankindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht flr «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stédteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Préazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wéare eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfdlligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden konnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdruickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flinf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wirde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU.’
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Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Von der 35kopfigen Ziircher Delegation sind vierzehn neu im Rat; zum ersten Mal
wurde eine Frau der SVP gewahlt. Der sowohl fur den National- wie auch den Standerat
kandidierende Werner Vetterli (svp) schaffte den Sprung in die grosse Kammer. Fir die
SP kamen neu die als eher radikal eingestuften Andreas Gross, unter anderem GSoA-
Grindungsmitglied, und Hans Steiger dazu. Bei der EVP Uberflligelte der populéare
Pfarrer Ernst Sieber den erst 1990 ins Parlament nachgerlickten und erneut
kandidierenden Niklaus Kuhn, der damit ausschied. Die AP sowie die SD gewannen je
einen zusatzlichen Sitz. Neu ist die Liste "Frauen macht Politik (FraP)" durch die
Journalistin Christine Goll vertreten. Der blrgerlich-rechte Parteienblock ging mit zwei
zuséatzlichen Mandaten gestarkt aus den Wahlen hervor, wobei vor allem das
rechtsnationalistische und populistische Lager profitieren konnte. Verlierer waren die
FDP und der LdU, dessen Sitzzahl halbiert wurde. ®

Landesverteidigung

Militareinsatze

En droite ligne des perspectives issues de RAPOLSEC 2000 et de Iintervention
internationale au Kosovo, le gouvernement a élaboré en 1999 un projet de révision
partielle de la loi fédérale sur I'armée et I'administration militaire (LAAM). Celle-ci avait
pour principal objet de permettre I'armement de formations suisses en service de
promotion de la paix a I'étranger, de conclure avec d’autres Etats des accords de
coopération internationale et d’élaborer des conventions internationales sur le statut
de soldats helvétiques a I"étranger et de militaires étrangers en Suisse. Durant I'année
sous revue, les deux Chambres fédérales se sont penchées sur ces points de révision
de la LAAM, en des débats fournis qui ont vite dépassé la seule question de
|"autodéfense des soldats suisses en mission pour toucher aux pans fondamentaux des
principes helvétiques, neutralité en téte. Au début de I'année, la commission de la
politique de sécurité du Conseil national avait déja donné son feu vert a 'armement des
troupes a I'étranger. Lors des débats a la Chambre du peuple réunie en session de
printemps, les principales oppositions a ces modifications se sont portées, pour Josef
Zisyadis (pdt,VD) et les Verts, dans la promotion d’une vision pacifiste et contre le
potentiel hégémonique et coercitif de I'OTAN; pour Hans Fehr (udc, ZH), dans le
respect du principe de neutralité et la non-ingérence dans les affaires militaires
internationales. Aprés avoir rejeté les propositions Zisyadis, Cuche (pe, NE) et Fehr de
ne pas entrer en matiére (126 voix contre 38), la Chambre du peuple a donné son
adhésion au projet du gouvernement (86 voix contre 49). En vote final, I’Assemblée
fédérale a ratifié la loi, a I'unanimité pour la Chambre des cantons (38 voix) et de
maniére assez tranchée au Conseil national (109 voix contre 59). Si les radicaux et le
PDC ont massivement donné leur aval aux modifications de la loi militaire, les socialistes
sont sortis partagés sur la question (24 oui, 20 non).

Les oppositions se sont mobilisées aux deux pdles de I'échiquier politique : a droite,
par le biais de I’Action pour une Suisse indépendante et neutre (ASIN) proche de I'UDC;
a gauche, principalement par I'entremise du GSSA. Chaque camp a annoncé sa volonté
de faire appel au référendum afin que le peuple se prononce sur les enjeux de ces
modifications. Lors de son congres d’été, I'UDC a décidé de soutenir le référendum. °

Militarorganisation

Les réactions a ce remaniement des priorités de I'armée ont été nombreuses. Si le
PDC et une partie du PRD ont apporté leur soutien - sous certaines conditions - & ces
adaptations, la Société suisse des officiers et 'UDC ont crié au démantelement de la
défense classique. De leur coté, le PS, les Verts et le GSsA ont affirmé leur volonté de
briser le tabou de I'obligation de servir. S‘appuyant sur le rejet du programme
d’armement 2004 par les chambres, les socialistes ont notamment fait plusieurs
propositions concretes en présentant leur conception de I'armée suisse et de sa
mission dans un papier de position publié au mois de mai. Selon eux, la tache principale
de I'armée doit désormais étre I'engagement dans des missions de maintien de la paix
organisées sous |'égide de I'ONU ou de I"OSCE. A ce titre, ils ont réclamé la création
d’un bataillon d’environ 1500 soldats au maximum, qui puisse étre engagé a tout
moment dans des missions de paix a I'étranger. Dans cette perspective, le PS a proposé
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une armée de 50'000 hommes, composée d'un noyau dur de 12'000 militaires
professionnels et de 38'000 volontaires de milice, c’est-a-dire des personnes dont
I"activité professionnelle principale serait une activité civile, mais qui s’engageraient
contractuellement & suivre une formation militaire. Or, comme les socialistes I'ont
précisé, cela impliquerait la levée de I'obligation de servir, incompatible avec des
effectifs aussi modestes. Quant aux colts d’une telle armée, ils seraient de CHF 2.5
milliards au lieu des 4.7 milliards inscrits au budget de I'année sous revue. ((Notons que
la Jeunesse socialiste a critiqué le papier de position du PS, jugeant que celui-ci n’allait
pas dans la bonne direction. Pour la JS en effet, 'armée ne doit aucunement étre
réformée, mais supprimée) Le PS a appelé le PRD et le PDC a réfléchir avec lui sur ces
réformes. Les socialistes n"ont cependant pas souhaité y associer I'UDC, jugée « trop
éloignée » pour permettre I'entame d’un dialogue. Les démocrates du centre ont de
leur coté réitéré en fin d’année leurs vives critiques vis-a-vis du projet de remaniement
de I'armée du Conseil fédéral - prenant le relais de celles émises par la Société suisse
des officiers — et ont attaqué de ce fait indirectement le conseiller fédéral UDC Samuel
Schmid. ™

Ausriistung und Beschaffung

Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge im Rahmen des Projektes Tiger-Teilersatz war
auch im Berichtsjahr wieder vorherrschendes Thema in der Verteidigungspolitik.
Angesichts der aufzuwendenden CHF 3,126 Mia. war dieses Rustungsgeschéft auch
eines der grossen Traktanden der gesamten Bundespolitik des Berichtjahrs. Nachdem
2011 der Typenentscheid gefallt wurde und sich der Bundesrat nach einer langwierigen
und nicht reibungslos verlaufenen Evaluation fir den schwedischen Gripen
entschieden hatte, galt es 2012 diesen Entscheid zu verteidigen, die Beschaffung
voranzutreiben sowie die wichtigsten Eckpunkte zu sichern. Nicht nur der
Beschaffungskredit von Uber drei Milliarden Franken musste geplant werden, sondern
auch der Ruckhalt im Parlament gewonnen und die Zusammenarbeit mit dem
Lieferanten Saab und dem Schwedischen Staat koordiniert, respektive mit dem Kauf
einher gehende Kompensationsgeschéafte vereinbart. Dass dies keine einfache Aufgabe
fir Verteidigungsminister Maurer war, zeigte nicht nur der Verlauf der Geschichte
dieses  Vorhabens, sondern legten  auch die  Erfahrungen friherer
Kampfjetbeschaffungen nahe, welche aus diversen Grunden jeweils fur viel Unmut auf
allen Ebenen sorgten. Bis ins Spéatjahr hinein sorgte eine intensiv gefuhrte, durchaus
kritische mediale Kampagne fir Kontroversen. Dabei wurde immer wieder in Frage
gestellt, ob der Gripen Uberhaupt das richtige Flugzeug sei. Mit denkbar schlechten
Voraussetzungen musste der Verteidigungsminister im Berichtsjahr die Gripen-
Beschaffung im Parlament vertreten. Diese war mit der bundesréatlichen Botschaft zum
Rustungsprogramm 2012 Mitte November 2012 den eidgendssischen Réaten beantragt
worden. Fur die Beschaffung von 22 Kampfflugzeugen des Typs Gripen E war ein
Verpflichtungskredit von besagten rund CHF 3Mia. zu beschliessen. Ein
referendumfahiges Gripen-Fondsgesetz sollte die Finanzierung legitimieren und
sicherstellen.

Bevor das Rustungsgeschaft im Parlament besprochen wurde, waren einige
Nebenschauplatze in den Fokus der Offentlichkeit geriickt. Im Januar wurde bekannt,
dass einer der an der Typenevaluation beteiligten Flugversuchsingenieure seine
Arbeitsstelle nach Uber 30 Jahren bei der Luftwaffe verlassen musste. Durch eine
Amtsgeheimnisverletzung fand ein vertrauliches Protokoll der Gripen-Subkommission
den Weg an die Offentlichkeit. Darin festgehaltene, kritische Ausserungen des
Ingenieurs Uber den Gripen gaben den Ausschlag zu seiner Entlassung. Nachdem
bekannt wurde, dass bereits 2012 ein weiterer Flugversuchsingenieur seinen Posten
raumen musste, wurde von einer Art ,Séuberungsaktion unter Gripen-Kritikern™
berichtet. Eine den Betroffenen auferlegte Schweigepflicht zur Sache war ein
gefundenes Fressen fur die Medien. Beim VBS erbetene Stellungnahmen blieben jedoch
vorerst ebenfalls aus, womit die Angelegenheit einen weiteren Knick in der Gripen-
Story darstellte. Bevor diese Indiskretionen aufgeklart werden konnten, wie von SiK-
Présidentin Galladé (sp, ZH) und Subkommissionsprasident Hurter (svp, SH) gefordert,
waren die Ingenieure quasi Bauernopfer in einer nunmehr unwirdigen
»Indiskretionenflut®™. Spater wurde bekannt, dass es zwischen dem Gripen-Projektleiter
bei armasuisse und dem Flugwaffen-Experten zum Zwist kam, worauf anscheinend auch
von Seiten Saab eine personelle Veranderung verlangt wurde.

Gleichzeitig erreichten positive Signale aus Schweden die Schweiz: Schwedens
Regierung gab der Militarleitung den Auftrag, 60 Jets des Typs Gripen E bei Saab zu
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bestellen. Diese Beschaffung wurde jedoch an die Bedingung geknlpft, dass
mindestens ein Partner mitmache. Falls die Schweiz, oder ein anderes Land, nicht folgt
und bis Ende 2014 ebenfalls mindestens 20 Jets ebendiesen Typs bestellt, kann die
Regierung von einer Ausstiegsklausel Gebrauch machen und die Bestellung stornieren.
Schwedens Vertrauen in den (eigenen) Jet gab der Debatte in der Schweiz zwar
Aufwind, aber noch schienen zu viele Vertragsklauseln zu unsicher: Das VBS sollte sich
im Auftrag des Parlaments gegen Nichterfillen der Vertrage absichern. Schweden solle
mit der Herstellerfirma Saab einen Vertrag Uber 82 Jets abschliessen, die Schweiz
ihrerseits einen mit Schwedens Regierung tber den Kauf von 22 dieser Jets. So machte
etwa die FDP ihre Zustimmung im Parlament davon abhangig, dass Strafzahlungen féllig
werden sollen, wenn Saab einzelne Leistungen nicht erbringe.

Noch bevor die Vorlage im Parlament besprochen wurde, formierte sich Mitte Februar
ein linkes Anti-Gripen-Blndnis, welches sich fir den Referendumskampf vorbereiten
wollte. Die Grine Partei, mit alt Nationalrat Jo Lang (gp, ZG) als prominentem Jet-
Gegner, die SP, JUSO, Junge Grlne, die GSoA und andere Organisationen schlossen sich
der Allianz an. Das Zeichen war deutlich: bei einer Annahme im Parlament sollte das
Referendum ergriffen werden.

Als Erstrat hatte sich Anfang Marz der Standerat mit dem Geschéaft zur Beschaffung
auseinanderzusetzen. Die Mehrheit der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) sprach
sich (mit neun zu vier Stimmen) fir Eintreten auf die Vorlage aus. Aus der
Finanzkommission kamen ebenfalls positive Signale: diese hatte der Finanzierung mit
sieben zu zwei Stimmen grines Licht gegeben. Es gab aber auch den erwarteten
Widerstand: Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte Nichteintreten mit der
Begrindung, die ganze Beschaffung sei zu unsicher. Zudem stellte sie die
Notwendigkeit neuer Flugzeuge grundsatzlich in Frage und schlug vor, die Schweiz solle
sich am LuftraumUberwachungsprogramm der NATO beteiligen. Ein weiterer Antrag
Recordon (gp, VD) verlangte Rickweisung an die Kommission mit der Aufgabe, den
Erwerbsvertrag genauer zu prifen. Die Eintretensdebatte war von Bekenntnissen zu
Armee und Sicherheit gepréagt, jedoch auch seitens burgerlicher Politiker mit kritischen
Voten versehen. Die finanziellen Risiken seien zu gross, so beispielsweise Stdnderat
Jenny (svp, GL). Der Flugzeugbeschaffung gegenuiber kritisch eingestellte, bilrgerliche
Rate sahen im grossen finanziellen Aufwand zu grosse Einschnitte ins ordentliche
Armeebudget, welches in den néchsten zehn Jahren zusatzlich den vom Bundesrat
vorgesehenen Gripen-Fonds speisen musse. Samtliche Gegenantrage hatten
schliesslich in den Eintretensabstimmungen keine Chance: Der Nichteintretensantrag
scheiterte zwar mit 22 zu 20 Stimmen nur knapp, der Rickweisungsantrag etwas
deutlicher mit 25 zu elf Stimmen. Der Bundesbeschluss wurde im Standerat damit
grundsatzlich gutgeheissen, scheiterte aber am fehlenden qualifizierten Mehr zur
Losung der Ausgabenbremse. Die SiK beantragte Uberdies einen zuséatzlichen Artikel,
wonach der Bundesrat den SiK beider Réte jahrlich einen Bericht Uber den Stand der
Beschaffung unterbreiten muss. Damit schuf der Stédnderat einen neuen, vom
Bundesratsentwurf abweichenden Passus. Mit 22 zu 20 Stimmen in der
Gesamtabstimmung Uberwies der Standerat das Geschéaft an den Nationalrat. Die FDP
Fraktion hatte sich schliesslich zu einem Ja durchringen kénnen, nachdem friher
monierte Verbesserungen in den Vertragen angebracht worden waren. Das gleichzeitig
traktandierte Gripen-Fondsgesetz war ebenfalls von einem Rickweisungsantrag
Recordon (gp, VD) betroffen, welcher jedoch deutlich abgelehnt wurde. In der
Schlussabstimmung nahm der Stéanderat das Gesetz mit 23 zu 15 Stimmen deutlich an.
Dass die Vorlage am qualifizierten Mehr vorerst gescheitert war, wurde in den medialen
Berichterstattungen als eigentliche ,Ohrfeige™ betitelt. Das daraus resultierende
mindestens vorlUbergehende Nein wurde auch als Quittung flir mangelhafte
Kommunikation seitens des VBS bezeichnet, jedoch auch als Zeichen gegen eine
unentschlossene Regierung, welche noch 2010 im Armeebericht von einer
Kampfjetbeschaffung absehen wollte. Konsterniert konstatierte der
Verteidigungsminister denn auch, dass das Geschéaft ins Wanken gerate.

In der Folge wurde der Entscheid der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) des
Nationalrates mit Spannung erwartet. Nach dem Votum im Stdnderat und im Wissen um
die kritische Haltung des Meinungsfuhrers und Gripen-Subkommissionsprasidenten
Thomas Hurter (svp, SH), war nicht klar, wie andere burgerliche Kommissionsangehorige
stimmen wdirden. Bundesrat Maurer trug zudem mit brisanten Aussagen weiter zur
Unruhe bei: In einer Rede bei der Schweizerischen Offiziersgesellschaft sprach der
Verteidigungsminister unter anderem von der Beschaffung unbemannter Flugkdrper
(Drohnen), welche just in der Auslieferungsphase der ersten Gripen-Jets beantragt
werden sollen. In ihrer Sitzung Anfang April beschloss die SiK dann allerdings, erst im
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August zu entscheiden und bis dahin zusatzliche Forderungen zu stellen - was
gleichzeitig eine zeitliche Verzégerung von mehreren Monaten bedeutete. Die grosste
Baustelle orteten die Sicherheitspolitiker in den Zahlungsmodalitaten: Uber einen
Rickbehalt eines Teils der Zahlungen an Schweden solle sich die Schweiz absichern.
Zusatzlich sollen als Grundbedingung nicht mehr als 15 Prozent des Gesamtkaufpreises
als Anzahlung nach Schweden Uberwiesen werden. Als zweite Massnahme soll das VBS
bei jeder fallig werdenden Teilzahlung flr die Kampfflieger jeweils acht Prozent
zurtckbehalten. Die Halfte dieser acht Prozent erhélt Schweden bei korrekter
Auslieferung einer Tranche, den Restbetrag beim erfolgreichen Abschluss des ganzen
Geschafts. Die zurlckbehaltenen Gelder sollen als Druckmittel dienen, falls die
Herstellerfirma Saab die vereinbarten Anforderungen nicht erfllle oder die Jets zu spat
ausliefere. Die  Forderungen zwangen das Verteidigungsdepartement zu
Nachverhandlungen - und wurden von SVP Politikern als ,Misstrauensvotum gegen
Schweden® kritisiert. Trotz Verzdgerungen innerhalb des Berichtsjahres anderte sich
die Agenda aber nicht grundséatzlich. Statt in der Sommersession hatte sich der
Nationalrat erst im Herbst mit dem Geschéaft auseinanderzusetzen, eine allfallige
Referendumsabstimmung wirde jedoch gleichwohl 2014 stattfinden kénnen.

Vor der wegweisenden zweiten Sitzung der SiK im August wurde bekannt, dass das VBS
die gewunschten Forderungen nicht hatte aushandeln kénnen. Statt der verlangten
Verringerung der Akontozahlungen an Schweden auf 15 Prozent, pochte der
Vertragspartner auf 40 Prozent oder rund CHF 1 Mia. Da Schweden jedoch urspriinglich
rund zwei Drittel des Kaufpreises als Akontozahlung forderte, konnte die Einigung auf
den genannten Betrag als Kompromiss betrachtet werden. In anderen Belangen wie der
Regelung einer Konventionalstrafe wurden jedoch Fortschritte gemacht. Ende August
wurden in einer SiK-Sitzung die aufgeschobenen Traktanden zur Gripen-Beschaffung
nachgeholt. Dass im VBS weiter verhandelt worden war, hatte sich gelohnt: die
Sicherheitspolitiker konnten sich zu einem Ja zum Gripen durchringen, wenn auch
gegen die geschlossene Linke innerhalb der Kommission. Damit erhielt das Geschaft
einen positiven Schub fur die anstehende Debatte in der Volkskammer.

Der Nationalrat beschéaftigte sich in der Herbstsession mit dem Geschéaft. Die SiK
beantragte dem Plenum mit 14 zu neun Stimmen, auf die Vorlage einzutreten und ihr
zuzustimmen. Die Finanzkommission des Nationalrates hatte die Vorlage bereits im
Frihjahr gutgeheissen. Dennoch stand das Geschaft wie in der kleinen Kammer von
Beginn weg im Gegenwind. Ein Nichteintretensantrag und zwei Rickweisungsantrage
standen im Raum. Eine Minderheit Allemann (sp, BE) fasste unter dem Begriff
»Geldverschwendung” ihren Unmut tUber diese Beschaffung zusammen. Drei Argumente
wurden vorgebracht: Erstens sprach sie dem Geschéft jegliche Berechtigung ab. Es sei
unnotig Jets zu beschaffen, wenn man von Freunden umzingelt sei. Zweitens sei der
Gripen nicht der richtige Typ, weil er im Luftpolizeidienst - seiner designierten
Hauptaufgabe - schlechte Testresultate generiert habe. Als drittes und mit Verweis auf
die Mirageaffare wurde vorgebracht, dass das Risiko zu hoch sei, einen noch nicht
fertigentwickelten ,Papierflieger™ einzukaufen. Auch von burgerlichen Politikern wurde
Widerstand geleistet. Eine Minderheit Walter Muller (fdp, SG) sorgte sich um finanzielle
Risiken. Mit einer Anzahlung Gber CHF 1 Mia. an Schweden bis zum Jahr 2016 begebe
sich die Schweiz zu stark in eine Abhéngigkeit von den Vertragspartnern. Gleichzeitig
wurde die Leistungsfahigkeit des Saab-Fliegers angezweifelt. Im Ruckweisungsantrag
wurde verlangt, die anderen Angebote der Hersteller EADS und Dassault ebenfalls einer
Nachevaluation zu unterziehen. Saab hatte zur Verbesserung des Jets in einzelnen
Punkten nachbessern kénnen. Der zweite Rickweisungsantrag Fischer (glp, LU) basierte
auf der Idee einer generellen Sistierung von Kampfjetbeschaffungen. Es solle in der
gewonnenen Zeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) eine
grundsatzliche Standortbestimmung und ein Gesamtkonzept fur den Einsatz der
Luftwaffe erarbeitet werden, welches Basis fur zuklinftige Beschaffungen sein soll. Die
Antragsteller forderten insbesondere, dass diese Beschaffung besser mit anderen
wegweisenden und strategischen Geschaften (WEA, Ristungsprogrammen) koordiniert
wird. Die erwarteten Links-Rechts-Gegensatze zeigten sich bereits in der
Eintretensdebatte. Samtliche Gegenantrage wurden vom geschlossen abstimmenden
blrgerlichen Block mit komfortabler Mehrheit abgewiesen. Die folgende Detailberatung
war lediglich durch eine kleine Anderung einer Minderheit Allemann (sp, BE) gepragt.
Diese wollte auf technische Vorkehrungen flr die Luft-Boden-Kampffahigkeit zum
Zeitpunkt der Beschaffung noch verzichten und dadurch rund CHF 70 Mio. einsparen.
Das zentrale Argument war jedoch nicht diese Einsparung sondern sicherheitspolitische
Bedenken, welche mit Einsatzen von solchen Waffen einhergehen. Die Schweiz hat seit
1994 und der Ausmusterung der Hunter-Flotte keine solchen Waffen mehr an den
Kampfflugzeugen. Dieser Antrag blieb jedoch im Plenum chancenlos und der Vorlage
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wurde mit 113 zu 68 Stimmen zugestimmt. Die Ausgabenbremse wurde mit dhnlichem
Stimmverhaltnis ebenfalls geldst.

Das Gripen-Fondsgesetz wurde mit zwei Anderungsantragen bekampft. Eine Minderheit
Roland Fischer (glp, LU) wollte die Fondseinlagen auf héchstens CHF 3,126 Mia.
begrenzen. Eine Minderheit Il Flach (gp, AG) wollte Kreditverschiebungen verhindern.
Die Einlagen sollten ausschliesslich fur die Flugzeugbeschaffung verwendet werden und
nicht via Globalbudget fir Armeeimmobilien aufgewendet werden kdnnen. Der
Vorschlag Fischer wurde auf Antrag der SiK und mit Unterstitzung des
Verteidigungsministers deutlich abgelehnt, mit der Begriindung er sei unndtig, da der
zu genehmigende Betrag festgeschrieben und zudem an dieses Rustungsgeschaft
gebunden sei. Der Antrag der Minderheit Flach wurde ebenfalls abgelehnt. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung mit 118 zu 67 Stimmen angenommen.

Die im Herbst im Stédnderat behandelte Differenzbereinigung betraf lediglich die
Ausgabenbremse, welche noch im Frihjahr am nétigen Quorum gescheitert war. Ohne
viele Wortmeldungen, jedoch nach einem Vortrag von Bundesrat Maurer, in dem er
noch offene Punkte zu kléaren versuchte, wurde das Geschaft auch im Standerat
abgeschlossen und mit 27 gegen 17 Stimmen wurde auch die Ausgabenbremse geldst.
Das Bundesgesetz Uber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen wurde
in den Schlussabstimmungen mit 25 zu 17 Stimmen im Standerat und mit 117 zu 71
Stimmen im Nationalrat angenommen. Damit nahm die Kampfjetbeschaffung zur
Umsetzung des Tiger-Teilersatzes die Hurde Parlament.

Durch die Finanzierungsldésung GUber das Gripen-Fondsgesetz, stand die
Flugzeugbeschaffung unter Vorbehalt eines fakultativen Referendums. Bereits vor den
Debatten um Preis und Flugzeugtyp hatte die Grline Partei verlauten lassen, sie werde
gegen den Kauf neuer Flugzeuge das Referendum ergreifen. Noch vor der
Schlussdebatte im Standerat hatten sich zwei Komitees gegen den Gripen gebildet. Ein
linkes um SP und GP sowie ein burgerliches Komitee, welches vorwiegend aus GLP-
Politikern zusammengesetzt war. Dies stellte ein Novum dar: In Armeefragen hatte sich
noch nie eine bdurgerliche Partei gegen ein Armeegeschaft gestellt. Die
Referendumsfrist lief ab Anfang Oktober bis zum 16. Januar 2014. Lange brauchten die
Gripen-Gegner allerdings nicht: Nach knapp zwei Monaten und rund sechs Wochen vor
Ablauf der Referendumsfrist hatte das linke Komitee 80'000 Unterschriften
beisammen. Damit zeichnete sich ab, dass eine Abstimmung bereits im Mai 2014
erfolgen durfte. Dass das burgerliche GLP-Komitee kaum 10'000 Unterschriften zu
sammeln vermochte und die eigene Sammelaktion abgebrochen hatte, schmaélerte
dessen Wille, gegen den Gripen zu agieren nicht. Fortan bestritten die beiden Komitees
einen je eigenen Abstimmungskampf gegen den Gripen. Kurz vor Jahreswechsel
lancierte der Verteidigungsminister den Abstimmungskampf fir den Gripen. Mit der
Metapher eines Chalets mit I6chrigem Dach warnte Maurer fortan vor einer mangelhaft
ausgerlsteten Luftwaffe nach Ausserdienststellung der Tiger F-5 Jets. Die Gripen-
Beschaffung sei essentiell flr die Sicherheit der Schweiz. Bemerkenswert am teuren
RUstungsgeschaft war dass die Armeefihrung und allen voran Bundesrat Ueli Maurer
trotz allen Unstimmigkeiten wahrend der Typenevaluation, trotz Indiskretionen, trotz
Gegenangeboten der unterlegenen Jet-Hersteller Dassault und EADS und ungeachtet
jeglicher Kritik am favorisierten Typen auf den schwedischen Gripen beharrte. Weder
eine Neuevaluation noch eine Prufung von Alternativen waren jemals in Betracht
gezogen worden. Das Stimmvolk wird 2014 das letzte Wort haben. Im Verlauf der
parlamentarischen Debatte wurden neben mehreren Interpellationen und Anfragen
zwei Motionen behandelt, die im Nationalrat allerdings keine Chance hatten: Eine
Motion Kaufmann (svp, ZH) (Mo. 12.3278) aus dem Jahr 2012 wollte die neuen
Kampfflugzeuge mit einer Militarpflicht-Ersatzabgabe flir Auslander finanzieren. Mit
einer Motion Allemann (sp, BE) (Mo. 11.4021) sollte bereits seit 2011 und hinsichtlich
einer Anschaffung von neuen Jets der Fluglarm auf dem Flugplatz Meiringen (BE)
eingedammt werden. Beide Vorstosse wurden jeweils recht deutlich abgelehnt. "
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
FRANCOIS BARRAS

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le peuple s’est prononcé en novembre sur l'initiative populaire « Economiser dans
'armée et la défense générale - pour d’avantage de paix et d’emplois d ‘avenir
(initiative en faveur d’une redistribution des dépenses)». Il I'a rejeté a 62.3% contre
37.7%, suivant ainsi les recommandations émises conjointement par le Conseil fédéral
et I'’Assemblée fédérale. Cette initiative avait été déposée par le parti socialiste en 1997.
Elle avait pour but de réduire de moitié les dépenses militaires par rapport au compte
de 1987 et d’allouer les économies ainsi obtenues a la promotion d’une politique de
paix et a la reconversion civile des entreprises d’armement. Le Conseil des Etats a,
comme le Conseil national en 1999, suivi I'avis du gouvernement en acceptant son
arrété défavorable a I'initiative (36 contre 6).

La campagne autour de [linitiative s'est cristallisée en un axe gauche-droite
traditionnel. Redistribution sociale des dépenses, promotion des droits de 'homme et
prévention des conflits devaient constituer les véritables enjeux de la votation selon les
arguments socialistes, écologistes et groupements syndicaux. Pour les cent-cinquante
parlementaires radicaux, libéraux, PDC et UDC réunis dans le comité «Non a une Suisse
sans sécurité», 'initiative était superflue, mal adaptée et sans considération pour les
importantes réductions budgétaires déja réalisées, reprenant par ces arguments les
positions du Conseil fédéral.

Au sein du gouvernement, Adolf Ogi s’est personnellement investi et a joué un réle
prépondérant dans la campagne contre l'initiative socialiste. Selon lui, cette derniere
heurtait de front la réforme de I'armée. Ses prises de position furent au centre des
débats, constamment mises en exergue par les journalistes et abondamment
commentées. De l'avis des médias, le rejet de l'initiative constitua aussi bien un aval
populaire accordé a la politique de défense du conseiller fédéral qu'une victoire
personnelle pour Adolf Ogi.

Deux mois avant la votation, la campagne a été animée par un postulat déposé par
Susanne Leutenegger (ps, BS) (Po. 99.3654) demandant que le Conseil fédéral évalue
périodiquement le colt de la défense nationale en termes de travail, de capital et de
biens fonciers, qu’il établisse périodiqguement une comparaison internationale sur la
base de relevés ciblés et qu’il en publie les résultats. Le Département de la défense
avait par ailleurs déja réalisé une telle étude, démontrant que les chiffres réels de
|"armée, si I'on prend en compte les colts a la charge des cantons, des communes et de
|"économie, sélevent a CHF 9.3 milliards au lieu des 5 milliards traditionnellement
déclarés. Alors que, dans un souci de transparence motivée par la campagne en cours,
le Conseil fédéral s’est déclaré prét a accepter le postulat, ce dernier a occasionné une
levée de boucliers massif de la part des partis bourgeois. La Chambre du peuple I'a
finalement rejeté par 77 voix (radicaux, démocrates-chrétiens, démocrates du centre)
contre 74 (socialistes, verts, libéraux). Alimentant la campagne, ce postulat a été
|"occasion pour les partisans de l'initiative socialiste de stigmatiser le caractére tabou
des chiffres de la défense dans le débat politique.

Initiative populaire « Economiser dans |'armée et la défense générale - pour
d’avantage de paix et d’emplois d"avenir ». Votation du 26 novembre 2000.

Participation: 41,7%
Oui: 723 047 (38,0%) / 4 cantons
Non: 1198 923 (62,0%) / 16 6/2 cantons

Mots d'ordre:

- Oui: PS, PEP (2*), PE, PdT ; USS.

- Non: PRD(1*), PDC, UDC, PL, PdL, Lega, DS, UDF ; Economiesuisse, USAM, USP.
- Liberté de vote: CSC.

* Recommandations différentes des partis cantonaux

Le résultat des votations a fait apparaitre un fossé important entre la Suisse alémanique
et le reste du pays. Alors que quatre cantons romands ont accepté I'initiative (Jura avec
62.6% de oui, Genéve, Neuchatel et Vaud), elle est rejetée par tous les cantons
alémaniques, avec un record de 80.3% de non & Uri. Au total, I'initiative a été acceptée
par 50.3% des voix dans I'ensemble des cantons romands et le Tessin, alors qu’elle n"a
recueilli que 33% des suffrages positifs outre-Sarine.

Ce résultat indiquait toutefois que I'armée suisse avait conservé un prestige important
aux yeux de la population helvétique. Elle a fait apparaitre des lignes de forces
inchangées depuis 1989, lorsque l'initiative populaire «Pour une Suisse sans armée»
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ANDERES
DATUM: 01.06.2014
MARC BUHLMANN

avait été rejetée a 64.4% de non par les électeurs. En parallele a cette votation, le
Conseil fédéral a proposé aux Chambres le rejet des deux initiatives déposées par le
GSSA en 1999. La premiére, intitulée «Pour une politique de sécurité crédible et une
Suisse sans armée», propose la disparition pure et simple de I'armée et la promotion
d’une politique active de paix sociale; le seconde, sous le titre «La solidarité crée la
sécurité: pour un service civil volontaire pour la paix (SCP)», représente le corollaire de
la premiére par la création d’un organisme civil de promotion de la paix. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Wohl auch eine Folge der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative war die
Grliindung einiger neuer Bewegungen, vor allem durch Jugendliche, die mit liberalem
Gedankengut frischen Wind in die Politik bringen wollten. Die 'Unabhéngigkeitspartei
(up!)' etwa oder auch die ,Operation Libero' wurden dabei je nach Standpunkt fur die
FDP als Konkurrenz oder als Belebung bewertet.

1) BBI, 2017, S. 3387 ff.; SGT, 17.1.17; SN, 19.1.17; SGL, 1.2.17; NZZ, 4.2.17; TA, 11.2.17; AZ, BZ, BaZ, Blick, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, QJ,
SGT, TA, TG, 13.2.17

2) BBI, 2017, S. 371 ff.; TZ, 23.8.16; SGL, 29.8.16; BaZ, 1.9.16; APZ, 7.9.16; SN, 9.9.16; SGT, 14.9.16; SZ, 22.9.16; NZZ, TA, 24.9.16;
AZ, BZ, Baz, Blick, CdT, LMD, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 26.9.16; LMD, 27.9.16

3) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uiber die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen; SO, 24.1.16;
TZ,25.1.16
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